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»Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu aus- 
sern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen unge¬ 
hindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichter¬ 
stattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur fin¬ 
det nicht statt.« (Grundgesetz Art. 5, Abs. 1) 

Das hört sich so an, als würde jeder in unserem Lande das sagen und ver¬ 
breiten dürfen, was seine Meinung ist. Die Meinung über Schmidt und 
Strauß, über Gewalt von oben und Widerstand von unten, über Kommu¬ 
nismus und Klassenkampf. Abgesehen davon, daß kaum jemand die 
Möglichkeit hat, dies zu tun, da die wenigsten über Sender, eine Zeitung 
oder die Möglichkeit einen Film zu produzieren verfügen, ist dies ein 
Trugschluß. Im Grundgesetz im selben Artikel, nur einen Absatz weiter 
steht nämlich: »Diese Rechte finden ihre Grenzen in den Vorschriften der 
allgemeinen Gesetze...«. Der Begriff der Meinungs- und Pressefreiheit ist 
also jm Grundgesetz schon so formuliert, daß sich der Staat durch Schaf¬ 
fung »der allgemeinen Gesetze« die Pressefreiheit so hinbiegen kann, wie 
er es braucht, um eine Gegenöffentlichkeit zu unterdrücken. 

Die Beweise für die Behauptung sind die neu geschaffenen Paragraphen 
88a, 129a, 130a (siehe weiterunten). 



Mit diesen Vorschriften ist es dem Staat gelungen, seine Zensurmaßnah¬ 
men juristisch abzusichern. Darüberhinaus versucht er, die Hersteller von 
fortschrittlicher Presse zur Zensur in seinem Sinne zu zwingen, indem er 
bloße Nichtzensur kriminalisiert und hart bestrafen will. Es findet also 
doch Zensur statt. Zensiert werden soll alles, was diesen Staat und sein 
Gewaltmonopol in Frage stellt. Die Meinungs- und Pressefreiheit soll en¬ 
den, wo Springer und andere aufhören zu schreiben. Wir brauchen diese 
alternativen Medien also zur politischen Aufklärung. Wir müssen die Er¬ 
höhung der Fahrpreise, die Probleme um die Atomindustrie und Umwelt¬ 
verschmutzung, die Probleme der Jugendzentren, der Jugend überhaupt, 
die Frage der Gewalt und des Widerstandes diskutieren können, und zwar 
in einer Weise, die v^ denjenigen die an der Diskussion teilnehmen, be¬ 
stimmtwird. X / \ »M \ 
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Chrondegie der ßvignisse 


April 1977: Die Bundesanwaltschaft eröffnet auf Hinweis der Springer- 
Zeitung »Die Welt« ein Ermittlungsverfahren gegen die »unbekannten 
Hersteller und Verteiler des INFO-Bug«, um es später an die Staats¬ 
anwaltschaft am Kammergericht Berlin zu übergeben. 

17.19.1977: Überfall der Staatsanwaltschaft in Begleitung von Staats¬ 
schutz- und Polizeibeamten auf diverse Berliner Buchläden und das Agit- 
Druck-Kollektiv, von dem das INFO bekanntermaßen seit April 1974, seit 
der ersten Nummer also, gedruckt wurde. Bei dieser Aktion wurde Gerdi 
Foß, Mitglied des Agit-Kollektivs seit Anfang Februar, verhaftet. Diverse 
Mitarbeiter der Buchläden und des Agit-Kollektivs wurden erkennungs¬ 
dienstlich behandelt aber wieder auf freien Fuß gesetzt. Am selben Abend 
wurde Heinrich Weyer, Mitglied des Agit-Kollektivs seit Juni/Juli 1977 an 
der Grenze verhaftet. Er kam gerade von der Frankfurter Buchmesse 
zurück. 

18.10.1977: Nachdem die Polizei am Vortag seine Wohnung in Abwesen¬ 
heit durchsucht hatte, wurde Martin Beikirch, ehemaliges Mitglied des 
Agit-Kollektivs (bis Ende Juni) auf seiner Arbeitsstelle verhaftet. 

26.101977: Am Vormittag wurde Jutta Werth auf dem Postamt verhaftet, 
als sie Geld abholen wollte. Jutta war Mitglied im Agit-Kollektiv von 
Anfang Februar bis Ende Juli, also ebenso wie Martin bereits ausge¬ 
schieden. 

31.10.1977: 1. Hßftprüfungstermin - Martin Beikirch wird gegen Kaution 
von DM 10.000 und Meldeauflagen unter Einbhaltung seines Personal¬ 
ausweises freigelassen. Die in kurzen Abständen vorher und hinterher 
gelaufenen Haftprüfungen von Gerdi, Henning und Jutta verlaufen 
negativ. Die drei müssen im Knast bleiben. Am selben Tag findet eine 
Demonstration statt, an der sich ca. 4000 - 5000 Menschen beteiligten. 
Die Abschlußkundaebung findet vor dem Untersuchungsgefängnis 
Moabit statt, indem Henning, Gerdi und Martin inhaftiert sind. 

1.11.1977: Martin Beikirch wird entlassen 

November 1977: Gründung des »Komitee zur Befreiung der Agit- 
Drucker«. 

20.1.1978: Zweite Demonstration zur »Mercator»-Druckerei. Über 20 
Kollegen übergeben eine Solidaritätsresolution und eine Geldspende. 


2.2.1978:'Die Staatsanwaltschaft am Kammergericht übergibt dem 4. 
Strafsenat am Kammergericht eine 70-seitige Anklageschrift. Die 
Konstruktion dieses »Werkes« stützt sich auf die Paragrafen 25, 52, 74, 
88A, 111, 129A und 140 StGB. (Die Paragrafen werden noch näher 
erläutert) 

3.2.1978: Haftprüfungstermine für die drei Inhaftierten vor dem 4. 
Strafsenat. 

8.2.1978: Verkündung der Haftfortdauer. Begründung: lange zu 
erwartende Haftstrafen, Fluchtgefahr, da alle Inhaftierten in Wohnge¬ 
meinschaften leben, die eine Flucht unterstützen könnten (!), leicht lös¬ 
bare Wohnverhältnisse, keine sozialen Bindungen. Bei den 
Beschuldigten Voß und Weyer außerdem die Möglichkeit, die Flucht aus 
der Kasse von Agit-Druck zu finanzieren, da die beiden formal noch 
Besitzersind (Gewerbeträger). 

14.3.1978: Einige Richter vom Kammergericht besuchen als Baupolizei 
getarnt die Druckerei Hendrich in Steglitz. Unter massivem Schutz des 
Staatsschutzes versuchen sie, herauszufinden, ob es denr^ einem 
Drucker möglich sei, während des Drückens Kenntnis vom Inhalt dessen 
zu nehmen, was er da herstellt. Die befragten Drucker verneinen diese 
Frage. Auch der Meister. Es gelingt den Richtern also nicht nachzu¬ 
weisen, daß die Agit-Drucker zwangsläufig vom Inhalt der hergestellten 
Drucksachen Kenntnis haben mußten. 

Zur Zeit (Ende April) steht das Ergebnis für einen Haftprüfungstermin vor 
dem Bundesgerichtshof noch aus. Nach geltendem Recht muß, nach¬ 
dem ein Beschuldigter 6 Monate in Untersuchungshaft ist, ein Haftprü¬ 
fungstermin vor der nächst höheren Instanz stattfinden. Da das Kammer¬ 
gericht in Berlin höchste Instanz ist, muß nun der Bundesgerichtshof ent¬ 
scheiden. Weitere Einzelheiten zu Haftprüfungsterminen, Beschlüssen 
usw. sind aus dem dokumentarischen Anhang zu entnehmen. 
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Agit-Druck entstand Anfang 1969 aus der antiautoritären Schülerbewe¬ 
gung. Eine Schülergruppe im Schüler- und Lehrlingszentrum gah damals 
schon eine wöchentlich erscheinende Zeitung heraus. In ihr wurde ver¬ 
sucht, die Schülerarbeit zu koordinieren. Weil es immer schwierig war, 
Druckmöglichkeiten zu finden, kauften die Leute von diesem Nachrichten¬ 
blatt eine Druckmaschine. Aus dem gelegentlichen Drucken wurde mehr 
und mehr regelmäßiges Drucken für Kinderläden, Schülerzeitungen, 
Betriebsgruppen usw. Der Aufbau der kleinen Druckerei wurde durch 
kommerzielle Aufträge finanziert. Für die kollektive Konzeption der Druk- 
kerei wurden damals folgende Vereinbarungen getroffen: 

• Aufgabe der Druckerei ist es, politische Arbeit technisch zu unterstützen. 

• Die Druckerei wird kollektiv geführt. 

• Scheidet ein Kollektivmitglied aus, hat es keinen Besitzanspruch auf 
Teile der Druckerei zur persönfichen Nutzung. Sein Stimmrecht er¬ 
lischt mit dem Ausscheiden. 

• Falls die Druckerei aufgelöst wird, wird der gesamte Verkaufserlös den 
an der Basis arbeitenden Gruppen gespendet. 

• Jedes Kollektivmitglied muß mindestens 20 Stunden in der Woche ar¬ 
beiten (für politische Arbeit, Prüfung usw. kann ein Mitglied nach Be¬ 
schluß für einige Zeit freigestellt werden). 



Lauf - Richtung Druck-Zylinder 






\rtten— Anfertigung hf\R B- Wechsel 


• Dementsprechend bekommen Agit-Mitarbeiter einen festen Lohn, der 
den monatlichen Reproduktionskosten entspricht. Diese Summe wird 
abzüglich anderer Einnahmen wie Kindergeld, Stipendium usw. monat¬ 
lich an jedes Kollektivmitglied ausgezahlt. Dieser Lohn ist vollkommen 
unabhängig von der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit. 

• Entscheidungen werden grundsätzlich mit einfacher Mehrheit gefällt. 
Um Minderheiten zu schützen, und das Recht auf Diskussionen zu er¬ 
zwingen, müssen Entscheidungen wie Investitionen über 1000,- DM 
einstimmig gefällt werden. 

• Jedes Mitglied ist Gewerbeträger und somit rechtlich gleich verant¬ 
wortlich. 

Anfang 1971 mußte Agit-Druck umziehen. Seit dieser Zeit arbeiten 5 Leu¬ 
te regelmäßig in der Druckerei. Auch überneue Mitarbeiter wird bei Agit- 
Druck kollektiv entschieden. Dabei wird von der persönlichen Situation 
der Bewerber ausgegangen. Besonders berücksichtigt werden Leute, die 
mangels Ausbildung arbeitslos sind. Weiterhin besteht im Agit-Kollektiv 
der Anspruch, Leuten neue Erfahrungen zu vermitteln, sei es kollektives 
Arbeiten, oder Frauen die Möglichkeit zu geben, in üblicher Weise von 
Männern beherrschten Bereichen zu arbeiten. 

Seit einiger Zeit gibt es den Beschluß, daß keiner länger als 4 Jahre im Agit- 
Kollektiv arbeiten darf. 

Diese Entscheidung soll verhindern, daß. die politische Zielsetzung von 
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Agit zugunsten persönlicher Existenzsicherung verhindert wird; außer¬ 
dem wird durch diese Regelung mehr Leuten die Möglichkeit gegeben, 
bei Agit andere Arbeitserfahrungen zu machen. 

Wie wir d bei Agit gearbeitet, für wen druckt Agit 7 

Kollektiv arbeiten heißt, jeder ist in jeder Hinsicht gleichberechtigt. Jedes 
Kollektivmitglied muß lernen, Aufträge .anzunehmen und zu planen: Fil¬ 
me zu machen, zu montieren, Platten herzustellen, zu drucken, Kalkula¬ 
tionen zu erstellen, Bücher zu führen und Material zu bestellen. 

Die Verantwortlichkeit für die einzelnen Aufgabengebiete wechseln alle 
paar Monate. Wesentlich bei der Arbeitsplanung ist, daß zwar Entschei¬ 
dungen von bestimmten Notwendigkeiten abhängen (Terminplanung), 
andererseits aber auch die Leute, die die Arbeiten ausführen, nicht ver¬ 
gessen werden. 

Alles, was so an Problemen anfällt, wird auf der wöchentlichen Kollektiv¬ 
sitzung besprochen. 

Gerdi schreibt über die Arbeit bei Agit-Druck und ihre Zielsetzung: »Wir 
haben die Druckerei seit Übernahme aller regelmäßigen Druckaufträge in 
der alten Tradition und Zielsetzung weitergeführt. Wir arbeiten dort, weil 
uns das Drucken Spaß macht, weil wir gerne zusammen und kollektiv ar¬ 
beiten ohne Chef und ohne Zwang. Wir wollen selbstbestimmen, wann 
und wie wir arbeiten. Wir sehen uns als Teil einer Bewegung von Initia¬ 
tiven, Gruppen und Zusammenschlüssen, die Basis orientiert und Partei 
unabhängig als Betroffene gegen die Mißstände dieser Gesellschaft an- 
gehen, sie abschaffen und für eine bessere, menschlichere Gesellschaft 
kämpfen wollen. Wir halten es für wichtig, durch billiges Drucken auch 
außerhalb normaler Arbeitszeiten, Gruppen zu unterstützen, die sonst 
nur schwieriger und erheblich teurer ihre Sachen gedruckt bekommen. 
Verschiedene Gruppen unterstützen wir dadurch, daß wir für sie billiger 
oder zum Selbstkostenpreis drucken. Selbstkostenpreis heißt, daß dabei 
die Kunden nur die Kosten für das Material, also Filme, Platte und Papier 
bezahlen, die wir letztlich selber zahlen müssen, so daß wir für diese Grup¬ 
pen praktisch umsonst drucken. Dies ermöglichen uns die Gewinne aus 
den anderen bei uns hergestellten Druckerzeugnissen. Diese Unter¬ 
stützung betrifft vor allem Bürgerinitiativen (z.B. die Bürgerinitiative 
Westtangente, die Bl gegen den Kraftwerksbau am Oberjägerweg, die Bl 
gegen Atobahnbau in Tegel, die Bl Essener Park), daneben auch Stadt¬ 
teilzeitungen und die Flugblätter, Zeitungen, Kleber verschiedener Grup¬ 
pen von Arbeitern und Angestellten aus der Metallindustrie, der Chemi¬ 
schen Industrie und dem Bereich Handel, der Druckindustrie. Wir haben 
in der Tat bewußt (...) durch das Herstellen von Druckerzeugnissen zum 
Selbstkostenpreis dazu beizutragen versucht, im Wege dieser öffentlich- 
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keitsarbeit in der Bevölkerung Sympathien zu deren Aktionen zu wecken 
und weitere Menschen dazu zu ermutigen, sich für ihre Interessen einzu¬ 
setzen. 



D. 71. Aha! Du willst dich mit der Presse aniegcn! NX'the sie ist von Eisen. 3.10.1833. 

König Louis-Philippe wird durch die Presse gedruckt. I)er Drucker ist durch seine typische Mütze als Belegschaftsangehöriger 
der konservativen Zeitung Rational' gekennzeichnet, was darauf hinweist, daß sogar dieses Blatt sich i on der Pressezensur 
bedroht sehen mußte. 


iWFO Berliner undogmatischer Gruppen -^ 
Geschichte/Selbstverständnis 


Das Mittwochsplenum verstand sich als ein Treffen von Baisgruppen aus 
verschiedenen Bereichen (Stadtteil-, Betriebs-, Uni-, Knastgruppen 
usw.). Die dort laufenden Diskussionen sollten öffentlich gemacht 
werden. Als Konsequenz daraus entstand das 1. INFO am 4.3.74. In 
dieser Ausgabe wurde folgendes Selbstverständnis formuliert: 

»Wir haben vor, daß das INFO wöchentlich erscheint und daß es aktuell 
ist und daß es 2. von möglichst vielen Gruppen getragen wird und nicht 
von einer festen Redaktion. 3. Das INFO versteht sich nicht als x-belie¬ 
biges Blatt, sondern alsein Ausdruck der Organisierung links-undogma- 
tischer Gruppen, als Mittel das so gut oder so schlecht, wie die Zusam¬ 
menarbeit der Gruppen, die es tragen. Für eine Organisierung sind aber 
nicht nur Informationen darüber notwendig, was sich in einer Woche in 
der Gruppenarbeit oder anderswo ereignet hat, sondern wir müssen auch 
unsere Erfahrungen vermitteln und Schlüsse daraus ziehen lernen, für 
eine gemeinsame politische Perspektive aller Bereiche, in denen wir 
arbeiten. Das INFO - so stellen wir uns das vor - besteht also im wesent¬ 
lichen aus drei Teilen, die natürlich nicht scharf voneinander zu trennen 
sind. Der 1, Teil enthält aktuelle Informationen (Ereignisse, Aktionen, 
Veranstaltungen, Sitzungen, als Kurzberichte oder Notizen abgefaßt). Im 
2. Teil berichten die Gruppen über den Stand ihrer Arbeit, ihre eigenen 
Schwierigkkeiten (z. B. Anspruch und Wirklichkeit der Emanzipationsbe¬ 
mühungen in den eizelnen Gruppen) und über die Probleme des Bereichs, 
in dem sie arbeiten. Im 3. Teil wollen wir eine Theoriediskussion in Gang 
bringen, die es uns ermöglicht, das allen Arbeitsbereichen (Uni, Betrieb, 
Stadtteil) Gemeinsame zu sehen und eine Strategie zu formulieren, die 
uns größere Sicherheit in unserer Kleinarbeit bringt, weil wir allmählich 
herausfinden, worauf unsere Arbeit eigentlich herauslaufen könnte und 
welche gesellschaftliche Bedeutung sie hat.« 

Soweit der Auszug zur Begründung zur Herausgabe des 1. INFOs vor 
über drei Jahren. Die Ansrpüche, die damals formuliert wurden, sind teil¬ 
weise eingelöst, teilweise aber nicht realisiert worden. Mit der Organi¬ 
sierung der undogmatischen Gruppen um das INFO herum wurde nichts. 
Viele Gruppen veröffentlichten aber auch weiter Berichte über ihre Arbeit 
und Situationsberichte aus ihren Bereichen im INFO. 

Es kam dazu, daß der Anspruch, das INFO solle nicht von einer festen 
Redaktion, sondern von den verschiedenen Gruppen gemacht werden, 
zunehmend hinfällig wurde, was wesentlich durch die Auflösung des 
Mittwochsplenums bedingt war. 



Zur Kriminalisierung des INFOs führte die Diskussion zur Gewaltfrage. 
Das INFO sollte seinem Anspruch nach eine Möglichkeit sein, gerade nach 
den Ereignissen mit den Hungerstreiks, dem Tod von Holger Meins, 
Drenkmann-Erschießung und Lorenz-Entführung eine dringend notwen¬ 
dige Diskussion öffentlich zu führen. Das INFO war nicht bereit, sich dem 
Diskussionsverbot von oben zu beugen. 

Seit dem Erscheinen des INFOs gibt es mehr Di/rchsuchungen bei Agit 
und den linken Buchläden. Es wurden einige Nummern wegen ihres 
Inhalts (Aufforderung zur Gewalt o. ä.) beschlagnahmt. In der Druckerei 
geschah das auch mit anderen Druckvorlagen und Platten. Sämtliche 
Ordner für Rechnungen und Schriftwechsel wurden mitgenommen. In 
diesen Fällen wurde immer gegen die verantwortliche Redaktion 
ermittelt, die im Impressum stand. Der Staatsanwaltschaft gelang es nie, 
die Verantwortlichen zu ermitteln. 




(KOMMUn/ISTFNSCHWFIN !??) 



Das Verhältnis INFO-BUG — AGIT-Druck 

Dazu schreibt Gerdi folgendes: 

»Agit verfaßt weder die oben genannten Druckerzeugnisse (Stadtteil¬ 
zeitungen, Flugblätter, Kleber, Zeitungen der verschiedenen Gruppen), 
noch die bei uns gedruckte Zeitung INFO-BUG. Agit bestimmt auch nicht 
deren Inhalt. Die Druckerei ist für den Inhalt der dort gedruckten Sachen 
nicht verantwortlich. Die Druckerei ist dafür verantwortlich, daß der 
Druckauftrag entsprechend den Forderungen der Kunden sauber und 
termingerecht erledigt wird und für nichts anderes. Wir sind auch kein 
Vertrieb und wenn die Staatsanwaltschaft das Bereitstellen von Drucker¬ 
zeugnissen bereits als Verbreitung bezeichnet, dann ist das wirklich 
lächerlich. 



Agit-Druck ist keine ,,Liniendruckerei'' und keiner politischen Richtung 
verpflichtet, sondern einem breiten linken Pluralismus. Wie sich aus der 
Aufzählung der bei uns druckenden Gruppen ergibt, vertreten diese ein 
breites Meinungsspektrum mit den unterschiedlichsten und gegen¬ 
sätzlichsten Positionen. Es hat uns daher bei der Annahme von Druckauf¬ 
trägen nicht interessiert, ob deren Inhalt mit unserer jeweiligen Privatmei¬ 
nung übereinstimmt. Dies würde auch unseren Prinzipien widersprechen. 
So ist es absurd, aus der Tatsache, daß bestimmte Druckerzeugnisse bei 
uns hergestellt wurden, nun die Schlußfolgerung zu ziehen, daß wir uns 
mit den Inhalten identifizieren und sie billigen würden. Dies ist übrigens 
nicht nur unsere Meinung. Die 15. Strafkammer des Landgerichts 
München hat in der Begründung ihres Urteils gegen die Geschäftsführer 
des Trikont-Verlags wegen der Herausgabe des Buches ,,Bommi 
Baumann, Wie alles anfing", ausgeführt, daß die Tatsache, daß jemand 
ein solches Buch herausbringt, nicht bedeute, daß er dessen Inhalt billige. 
Das Gericht meint weiter, daß Verlage nicht verpflichtet seien, zu jedem 
einzelnen von ihnen publizierten Buch Stellung zu nehmen. 

So könne auch nicht der Mangel an Distanzierung strafbar sein. Wenn 
dies für den Verleger gilt, der immerhin darüber entscheidet, welche 
Inhalte, welche Texte in den von ihenen herausgegebenen Publikationen 
stehen, dann gilt die erst recht für eine Druckerei, die nur für die tech¬ 
nische Herstellung eines Druckwerkes zuständig und verantwortlich ist.» 



Aus wirkungen der Polizeimaßnahmen auf das INFO-BUG 

Nach der Inhaftierung der Drucker wurde einige Wochen gar kein INFO 
herausgebracht. Relativ bald gab es eine Spaltung der Scene, die das 
INFO gemacht hatte. Der Ausdruck davon waren zwei Zeitungen. Das 
INFO und das BUG. Die Leute, die das INFO weitermachen, drucken 
ohne Zensur und Impressum, weil sie glauben, dadurch diejenigen Leute 
zu sehr zu gefährden, und daß es notwendig ist, alles zu drucken, so auch 
z. B. Erklärungen von Stadtgerilla-Gruppen. 

Die Gruppe um das BUG herum zensiert ihre zeitung und macht ein 
Impressum.Ein Teil eines Leserbriefes aus dem INFO 100: »Liebe Ge- 



nossinnen und Genossen, ich projeziere nichts, das ist alles schon mai 
vorgekommen in den 1 1 /2 Jahren INFO-Arbeit und ich habe große Lust, 
auch darüber mal was zu schreiben, weil ansonsten vielleicht manche 
gutgläubige an das bunte INFO nur sowas wie Solidarität, Lust und men¬ 
schlichere Kommunikationsformen assoziieren. Ich will mal versuchen, 
ehrlich zu sagen, warum mir das INFOmachen über große Strecken sehr 
nroßen Spaß gemacht hat. Man/frau ist beteiligt an einer Produktion, die 
für uns selber ist. der Grad der Entfremdung ist dann immer gleich Null, 
wenn ich inhaltlich und der Form nach mich mit den Produkten identi¬ 
fizieren kann. Für ein Teil der Artikel, der Komix, trifft dies voll zu. Ich 
möchte euch vermitteln, daß es ein duftes Gefühl ist, wenn man/frau 
montags Abends das fertige Produkt zusammenlegt und anschließend in 
der Hand hält. Über die inhaltliche Identifikation mit einem Teil der Artikel 
hinaus-eben vor allem diejenigen, die sich mit linker Gegenkultur, Emazi- 
pation und der Arbeit legaler linker Gruppen befassen ist einfach das 
Prinzip der Widersprüchlichkeit, der Toleranz und Vielfalt der verschie¬ 
densten linken Strömungen, von linker Sozialdemokratie über 
Feminismus bis Anarchismus für mich eine,, Errungenschaft", für die ich 
bereit bin zu kämpfen.« 
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Anarchisten-Zeitung ruft zu 
Mord auf fWt 


DWTWru. Bails 

In Berlin kann man für 50 Pfennig 
eine Wochenzeitung kaufen, die zum 
politischen Mord aufruft Der langhaa¬ 
rige Junge Mann hinter dem Ladentisch 
des Buchladens greift unter die Tages¬ 
zeitungen und zieht die neueste Ausga¬ 
be des „Info Berliner Undogmatischer 
Gruppen" hervor. Das linksextremisti¬ 
sche Blatt erscheint seit vier Jahren 
unter den Augen von Polizei und 
Staatsanwaltschaft ln einer Auflage von 
wöchentlich 2800 Exemplaren und wird 
vor allem ln Kreuzberger Studentenlo¬ 
kalen und den .Politischen Buchliden" 
Berlins vertrieben. 

„Revolutionärer Kampf ist nicht legal 
zu fuhren, well ln der Legalltlt notwen¬ 
dig die Anpassung an herrschende 
Spielregeln besteht, proklamiert ein 
Kommentator zur Ermordung des Gene¬ 
ralbundesanwaltes, daher Ist prakti¬ 
scher W’ 'erstand nur in der Illegalität 
möglich. Organisiert Euch ln Kampf¬ 
gruppen! Schafft viele revolutionäre 
Zellen I Schafft viele Bubacks." Neben 
diesem Aufm! zu Gewalt und Tenor 
veröffentlicht dasJlatt eine .Mitteilung 
des Kommandos Ulrike Mein ho f": .Heu¬ 
te wurde der Volksfeind und Kommuni- 
stenjttger Buback liquidiert..heißt es 


in dem Kampf auf ruf, der inhaltlich mit 
dem am Mittwochvormittag der WELT 
und dpa zugegangenen Schreiben der 
Mörder von Karlsruhe übereinstimmt 
Von der Info-Ausgabe 151 sind aber¬ 
schon die ersten .Exemplare am späten 
Dienstagabend ln Berlin verkauft wor¬ 
den. Die Frage drängt sich auf: Hatten 
die Verfasser der Zeitung nach Grün¬ 
donnerstag Kontakt mit den Mördern 
des Generalbundesanwalts? 

Der Berliner Staatsschutz zeigte sich 
noch gestern vom Inhalt der neuesten 
Ausgabe des linksextremistischen Blat¬ 
tes überrascht Empörte Bürger hatten 
sich an die Polizei gewandt: .Was 
macht der Staat gegen solche Aufrufe 
zur Gewalt?" Auf dem Revier war man 
zunächst hilflos. Einer der Beamten gab 
des Blatt seinem Vorgesetzten. Dieser 
alarmierte den Staatsschutz, der bestä¬ 
tigte, daß .eventuell Verdacht auf eine 
strafbare Handlung“ vorllege. 

Dabei hätte den Sicherheitsorganen 
die Brisanz des Blattes bekannt sein 
müssen. In den letzten Jahren sind zwei 
Ausgaben des INFO beschlagnahmt 
worden — allerdings Jeweils erst eine 
Wocha nach Erscheinen der Ausgabe, 
was von den Herausgebern mit hämi¬ 
schen Kommentaren bedacht wurde. 



Auch Mitgliedern des Polizei-Arbeits¬ 
kreises der Berliner CDU lag das Blatt 
schon vor. Bel einer Sitzung Im Rathaus 
Schöneberg kommentierte ein Teilneh¬ 
mer: .Da weiß man wenigstens immer, 
was die Chaoten machen." 

Im Zusammenhang mit dem ungehin¬ 
derten Erscheinen des Kampfblattes 
stellen sich politische Beobachtsr in 
Berlin folgende Fragen: 

• Wie konnten die Verantwortlichen 
zulassen, daß eine solche Zeitung von 
Jedem, der 50 Pfennig auf den Tisch 
legt, gekauft werden kann? Hier haben 
Extremisten und Terroristen nicht nur 
ein öffentliches Forum, sondern kassie¬ 
ren auch noch ganz legal Geld für ihre 
Propaganda. 

• Ist der Staatsschutz nicht in der 
Lage, sofort nach Erscheinen eines so 
brisanten, öffentlich gehandelten Blat¬ 
tes ein Exemplar ln den Händen zu ha¬ 
ben? Dann könnte die Auflage beschlag¬ 
nahmt werden, bevor sie verteilt wer¬ 
den kann. 

• Muß Berlin nicht immer noch ein 
Zentrum des Terrorismus sein, wenn 
linke Kampfblätter offensichtlich vor 
allen anderen Zeitungen Aufrufe eines 
.Kommandos Ulrike Meinhof“ abdiuk- 
ken können? 
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Demo für Agjt-Drucker 

In der Innenstadt demonstrierten ge¬ 
stern 4600 Personen für die Freilassung 
von drei Druckern des Anarchisten¬ 
blattes „Info-Bug". Bel dem Marsch 
wurden Schaufensterscheiben eingo- 
schlagen. Den Druckern wird vorge¬ 
worfen. eine terroristische Vereinigung 
unterstützt oder für sie geworben zu 
haben. Die Polizei nahm zwei Personen 
vorläufig fest und registrierte 16 Sach¬ 
beschädigungen. 





% vet'biMc* c/o/S mun diese* Siü*( 
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Anklage gegen „Info“-Drucker 

Vorwurf der publizistischen Unterstützung krimineller Vereinigung« 


Dlo Staatsanwaltschaft beim Kammergerleht 
bat jetzt Anklage gegen eine 25jährlge Frau 
und drei Männer von 25 bis 27 Jahren erho¬ 
ben, die alt Mitglieder des „Aglt-Druck-Kel- 
lektlvs“ für die Herausgabe der Zeitschrift 
„Info-BuG** mitverantwortlich sein sollen. Dh 
nen wird Unterstützung von krimlneilen 'Ver¬ 
einigungen und Billigung und Befürwortung 
von Straftaten sowie Aufforderung dam vor- 
gewerfen. 

Die Zeitschrift „Info-Berliner undogmatische 
Gruppen" hatte mehrfach Texte der „Bewe¬ 
gung 2. Juni", „Rote Armee Fraktion" (Baader- 
Meinhof-Gruppe) und „Revolutionäre Zellen * 
abgedruckt. Im Oktober waren daraufhin Her¬ 
stellungsräume des Blattes durchsucht und die 
jetzt Angeklagten als Drucker verhaftet wor¬ 
den. Die Staatsanwaltschaft sieht in dem Ab¬ 
druck der Texte eine publizistische Unterstüt¬ 
zung dieser Gruppen. Das „Info-BuG", das von 
einer losen Gruppierung ur ^genannte 
..Spontis" hergesteilt wird, versteht sich selbst 
lediglich als „Plattform" für fremde Beiträge, 
mit denen man sich jedoch nicht identifizier«. 

Während einer der Männer inzwischen ge¬ 
gen Kaution Haftverschonung erhalten hat 
fand gestern für die drei anderen «in Haftpirt- 
fungsterrnin vor 4, Strafsenat des. Ju Wt 
»ergeriefau statt Bin« Entscheidung soll näch¬ 
ste Woche fallen. «ra 


U 




Diese Aussagen Diese Sätze 

sind in Zukunft strafbar: sind hinfort erlaubt 

§ 140 : öffentliche Billigung von Straftaten 

' SEHR G,ur Fl KJ DE KH ZUM 8f!~ y f Al/S UNZUCHT Mir Ai 

SP/£L UNZUCHT MIT 4ß- < > IN TATEINHEIT Mir 

HANG/GEN in TATEINHEITJ C MAO<£ KH Miß RE 

^NttT NÖTUZUN*. V \ NtcHT$_ 


§111: öffentliche Aufforderung zur Begehung von Straftaten 

ich fordere euch Auf. ) s“ zur Begehung von Straftaten 

BEGßHT HAUFEN*6<SE / i HANN KH NICHT NUR NKHT AuF- 

7 Straftaten!fördern, vielmehr kann kh k' 
\.N davon nur abratew SS 


§ 88a : Befürwortung von Gewalt 


''da, ICH BEFÜRWORTE au Fi )_ 
ENTSCHIEDENSTE DIS VORSATZ. 
UCHC KÖRPERVERLETZUNG r 
MIT TODESFOLGE. S 


REIN, VC Ri ATZ/CHS KÖRPER¬ 
VERLETZUNG MIT ToOESTOLGE 
LEHNE ICH ENTSCHIEDEN AB! 


§ 90 : Verunglimpfung des Staates 
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In einem »Reisebericht« von Henning, Jutta, Gerdi und Martin wollen wir 
kurz beschreiben, wie es im Augenblick in unserem Land zugeht. Was die 
4 dabei erleben, sind allerdings nur die neuesten Erscheinungen einer Ent¬ 
wicklung, die spätestens seit 69/70 deutlich festzustellen ist. Da nämlich, 
als sich im Ehrhard-Wirtschaftswunderland die Krise und somit die ersten 
größeren Streiks anbahnten. Seitdem haben durch Rationalisierung und 
in allen Wirtschaftszweigen Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und Abgruppie¬ 


rungen von qualifizierten Arbeitern zugenommen. Sozialleistungen 
wurden abgebaut, und in den Tarifkämpfen kamen entsprechend der ent¬ 
standenen ^Existenzangst nicht mehr Forderungen nach Lohnzuwachs 
und Verbesserungen zum tragen, sondern nach Arbeitsplatzsicherung 
und Wahrung des jetzigen Lebensstandarts. Die erzielten Abschlüsse be¬ 


deuten allerdings Lohnraub. Vor diesem Hintergrund müssen wir die 


politischen Unterdrückungsmaßnahmen sehen, in die sich die Verhaf¬ 
tung der Agit-Drucker einreiht. Das heißt nicht, daß wir eine starke, 
bedrohende Arbeiterbewegung hätten, die den Staat zu Abwehrmaß¬ 
nahmen zwingt. Was wir bis jetzt haben, ist eine große Masse von Unzu¬ 
friedenen und wenige, die sich wehren. Um von vorn herein zu ver¬ 
hindern, daß sich ein breiterer Widerstand entwickelt, wird einerseits 
durch Kobs und Computer schleichend und kaum merklich ein Über¬ 
wachungssystem aufgebaut, werden durch neue Gesetze die Grundlagen 
geschaffen, gegen eine wirklich große Bewegung Zurückschlagen zu 
können und wird, wie bei den vieren, durch die beispielhafte Einknastung 
einiger weniger vielen Angst gemacht. 




Es waren einmal vier Leute, die arbeiteten zusammen und werden wieder 
zusammen arbeiten. Sie druckten Sachen, die andere Leute lasen, und 
die wieder anderen, aber mächtigen, arroganten Leuten nicht gefielen. 
Also befahlen diese in ihrer Überheblichkeit, die vier sollten eine Reise 
machen. Nicht zum Spaß, sondern zur Abschreckung für alle die 
machen, was den Mächtigen nicht gefällt. So befahlen sie die Reise durch 
das Modell Deutschland und schickten ihre Diener. 



—^Erste Station: Polizei - Sie machen die »Drecksarbeit« Als Werkzeug hat 
ihnen ihr Dienstherr eine Menge neuer Gesetze und Waffen mitgegeben. 
Handgranatengesetz, MPs, Todesschutzgesetz, Panzerwagen, Spezial¬ 
einheiten, chemikal mace, bundesweites Computernetz, bald auch in 
ganz Europa, Isolationshaftgesetze, Wanzen. Henning begegenete ihnen 
nach einer Wochendfahrt. Sein Pass ist inzwischen in der Datenbank. Er 
wurde »gesucht«. So befahlen ihm an der Grenze bewaffnete Bullen¬ 
diener, sein Reiseziel zu ändern und begleiteten ihn zum Knast, wo auch 
einige Mauern und Meter weiter Gerdi und Martin hingebracht worden 
waren. Noch war Jutta nicht gefunden. Aber als sie mit ihrer Freundin zur 
Post ging, wußten die Büttel von ihrem Tun und warteten und fingen sie 
ab. Also kam auch sie zur zweiten Station der Reise. 



•Zweite Station: Knast und Schließer - Nun begegneten den vieren neue 
Diener und andere Gesetze: Sonderbehandlung, Zellendurchleuchtung 
Verbot von bestimmten Büchern und Zeitungen, Hausordnung, Verbot 
von gemeinsamen Veranstaltungen. Die Schließerdiener sperrten jeden 
von ihnen in einzelnen, kahle Zellen. Bücher, Briefe, Musik und Besuch 
enthielten sie ihnen eine lange zeit vor. Hofgang ist ein Herumlaufen im 
eigenen Schatten und Dieneraugen, die aufpaßten. Besuch von lieben 
Menschen ist nur mit einem Schließdiener und zweien vom Staatsschutz 
erlaubt, Umarmen verboten und vielleicht bald Trennung durch Glas¬ 
scheibe und Lautsprecher dazwischen. 
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—^Vierte Station: Justiz, Richter, Staatsanwälte - Das ist eine große und 
mächtige Station, groß und mächtig und aufgeblasen wie der Bau in 
Moabit. Was da auf sie wartet, haben diese Diener schon in der Anklage¬ 
schrift erzählt: §§ 88a, 111, 129a, 140 StGB. Die sind zum Teil ganz neu, 
extra ausgedacht für die Pauschalreise durch das Modell Deutschland 
1978, erfunden für alle, die die Route ändern: § 88a, das Verbot von 
Gegenöffentlichkeit, verboten wird der Gedanke und seine Verbreitung 


—^Dritte Station: Ermittlungsrichter - Nach einem Monat werden sie wieder 
anderen Dienern vorgeführt, den Richtern zur Haftprüfung. Diese 
beschließen: einer darf vorerst gehen, aber ohne Ausweis und wöchent¬ 
lich erscheinen bei der Wache Polizeidiener, wo er in der Nähe wohnt. Die 
anderen drei müssen bleiben, es bestünde Fluchtgefahr, sie würden in 
sogenannten Komunen leben und das wäre keine feste Bindung und sie 
könnten, da Agit immer noch arbeite, auch daher Geld beziehen, ohne an 
einem festen Platz zu arbeiten, wie jeder anständige Bürger. Zudem 
hätten sie so viele »linke« Freunde, die sie »sogar« im Knast unterstützen, 
wie erst denn draußen, sie könnten ja überall unterschlüpfen! Kurz, sie 
seien ungebunden, trotzdem mit vielen guten Freunden, schon dadurch 
eine Bedrohung für Modell Deutschland, deshalb müssen sie im Knast 
bleiben! Unter solchen Bedingungen reisen die drei gezwungenermaßen 
zur vierten Station. 




an eine andere Gewalt als die staatliche. Das gilt für den Schreiber, die 
Drucker, die Verkäufer oder Verteiler und auch für den, der sich auf die 
Straße stellt und davon erzählt, also jedem der hilft Gedanken zu ver¬ 
breiten, die dem Staat nicht passen. Höchsstrafe 3 Jahre. § 111- 
öffentliehe Aufforderung zu Straftaten: Bestrafung wie beim Anstifter 
zur Tat, bei Mißerfolg derselben bis zu 5 Jahren. Ist es eine öffentliche 
Aufforderung, wenn man etwas druckt? § 129a - Unterstützung einer 
terrorristischen Vereinigung: Anwendbar da, wo sich leute zusammen¬ 
schließen, um etwas zu verändern. § 140 - Billigung von Straftaten, und 
zwar ausdrücklich solchen »die geeignet sind, den öffentlichen Frieden zu 
stören, öffentlich in einer Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften«. Ist Drucken verbreiten? Höchststrafe 3 Jahre. Da die §§111 
und 140 auf Drucker nur schwer mit Biegen und Brechen anzuwenden 
sind, wurden die beiden anderen mit hinzugezogen, die als Gummi¬ 
paragrafen sehr dehnbar zu handhaben sind. Außerdem machen sie 
noch die für das Modell Deutschland üblichen Schikanen wie Verteidiger¬ 
ausschlüsse (Elisabeth Reese, Verteidigerin von Henning). 

In ihrer Zelle sitzend schreiben die Reisenden nach den Erfahrungen von 
vier Stationen: »Es ist nicht so, daß wir im Knast sitzen und abgeurteilt 
werden sollen, weil das Info eine wirkliche Gefahr für den Staat darstellt. 
Nein. Es geht der reaktionären Clique von Richtern und Staatsanwälten 
hur darum, ein Exempel am „Sympathisantensumpf", wie das so schön 
heißt, zu statuieren* Das Info wurde von vielen Leuten gelesen. Unsere 
Inhaftierung ist mal wieder einer von vielen Versuchen, die Diskussion 
über Themen, die dem Staat nicht passen, zu verbieten. Es ist wieder 
einmal ein Versuch, die gesamte linke Bewegung Westberlins und der 
BRD einzuschüchtern und abzuschrecken, den Leuten Angst zu machen, 
irgendeine kritische Meinung öffentlich zu äußern. Es ist ein Versuch, 
durch Angst, Berufsverbot oder Kanst diejenigen davon abzuhalten, aktiv 
gegen Angst, Berufsverbote oder Knast zu kämpfen. 

Dieser Versuch ist eine vorbeugende Maßnahme des Staates, durch per¬ 
manente Angstmacherei den wachsenden politischen Widerstand zu 
unterdrücken. Der Staat hat nicht vor, alle Linken mit Berufsverbot zu 
bestrafen oder in die ohnehin schon überfüllten Gefängnisse zu stecken. 
Es geht dem Staat darum, ein geistiges Klima zu schaffen, das solche 
Maßnahmen wie Berufsverbote oder Schutzhaft überflüssig macht. Es 
wird eine Atmosphäre von Einschüchterung und Angst geschaffen, das 
Gefühl von Unsicherheit und Nichtabwägbarkeit wird erzeugt. Es können 
und sollen nicht alle getroffen werden, nur wenige, aber niemand weiß 
oder kann es irgendwie abschätzen, ob es ihn nun trifft oder nicht. 

Alle sind betroffen, aber nur wenige werden getroffen. Die ganzen neu 
geschaffenen Gesetze zeichnen sich aus durch schwammige Formu¬ 
lierungen, unbestimmte, beliebig interpretierbare Begriffe. Die 
Legalisierung von Rechtswillkür und Rechtsunsicherheit. Solche Gesetze 
und deren demonstrative Anwendung (z. B. an uns) eigenen sich natür- 



ich hervorragend Einschüchterung, Unsicherheit/ Angst und Resig¬ 
nation - was das hlimmste ist - zu erzeugen. Und das ist es, worauf 
dieser Staat hinaus will. Er will nämlich daß niemand mehr - aus Angst und 
Resignation heraus - für bessere Lebensbedingungen, für Freiheit und 
Glück kämpft. Zur Erzeugung von Angst und Resignation trägt die Linke 
oft selbst bei. Immer nur über die Schrecken des Knastes oder sonstiger 
Repressionen zu reden, verstärkt bei vielen die Tendenz: ,,Ehe mir so 
etwas passiert, tue ich lieber gar nichts". Und das ist es, was wir alle sehen 
müssen. Das Modell Deutschland duldet nunmal keine Kritiker, sondern 
nur noch Duckmäuser und angepaßte Mitläufer. Kritk .nur soweit, wie 
sie dem Staat nicht gefährlich wird nach der Taktik: Integration wo 
möglich, Vernichtung wo nötig. Viele ziehen sich schon resigniert zurück, 
verzichten auf Positionen, auf Möglichkeiten sich zur Wehr zu setzen, z. 
B. auf der Arbeit oder in der Schule. Sie hoffen so, Repressionen zu 
entgehen, aber denen entgehen sie nur dann, wenn sie nichts mehr zu 
machen, wenn sie den Mund halten, wenn sie auf das verzichten, was 
sie eigentlich mal wollten, nämlich sich für ein menschlicheres Leben 
einzusetzen 





Wenn wir Freiheit und Glück wollen, müssen wir auch was dafür tun.-Tun 
wir nichts, hat der Staat das erreicht, was er will. Und wir würden unser 
leben nichtstuend weiterleben in Unsicherheit, unter Druck und Zwang 
auf einer Erde, die immer mehr in eine menschenunwürdige Müllkloake 
mit atemverseuchten Zukunftsaussichten verwandelt wird. 


Die einzige Chance für uns alle ist, daß wir uns wehren. Klar, wer sich 
wehrt, bekommt diesen Staat und seine Unterdrückung zu spüren, aber 
das kann und darf kein Grund sein, nichts zu tun. Wie schon gesagt, in den 
Knast könnten wir dann alle kommen, aber nur wenige kommen tat¬ 



sächlich hinein. Uns Drucker hat es getroffen, genauso gut könnten die 
Buchhändler sitzen. Wir sitzen stellvertretend für alle, die durch unsere In¬ 
haftierung eingeschüchtert und abgeschreckt werden sollen. Die 
Niederlage der Inhaftierung wird zu einem Sieg, wenn die geplante Ab¬ 
schreckung nicht funktioniert. Und das zu erreichen ist die Arbeit des 
Komitees. Es ist die Arbeit von allen, die sich noch nicht davor fürchten, 
ihre Meinung zu sagen und für das zu kämpfen, was wir alle brauchen: ein 


Weitere Stationen des Fahrplans der Mächtigen sind Verteidigerdurch¬ 
suchungen, Berufsverbote für sie, wie bei Spangenberg, Urteile im 
Namen eines stummgemachten Volkes, Strafhaft mit allen Schikanan 
wie Bau, und als Endstation Sicherheitsverwahrung. Aber ob die vier 
diesen Fahrplan einhalten müssen, leigt an uns, ob wir uns einschüchtern 
lassen von ihrer »Reise« und mitfahren oder mal gründlich den Fahrplan 
ändern. Und sämtliche »Mächtigen« und ihre Diener zum Teufel schicken 
wollen! 

gez. Gruppe Zugüberfall 


Die Hauptanklagepunkte 


Den AGIT-Druckern wird vborgeworfen, das INFO-BUG unzensiert 
gedruckt zu haben. Es wird eine zeitliche Parallelität zwischen dem Eintritt 
von Jutta Werth, Gerdi Foß und Henning Weyer Anfang 1977 in die AGIT- 
Druckerei und der angeblichen Häufung von Kommandoerklärungen der 
revolutionären Zellen, der Bewegung 2. Juni und der RAF im INFO — BUG 
gezogen. Ihnen wird vorgeworfen, die o. g. Artikel nicht auf ihre Straf¬ 
fälligkeit im Sinne des § 88a untersucht, d. h. zensiert zu haben. Weiterhin 
wird den vieren unterstellt, durch den Abdruck der Erklärungen bewußt 
für die Politik der Guerillagruppen geworben und dadurch in der »Berliner 
Sympathisantenszene« das politische Klima für den Aufbau weiterer 
»terroristischer Gruppen« geschaffen zu haben. 

Nach dem Beschluß des Kammergerichts kommt es nicht darauf an, »daß 
sich der Täter mit der Tat, die er befürwortet, oder mit der Vereinigung, 
für die er wirbt, identifiziert. Die AGIT-Druckerei (istlals Kollektiv geführt 
worden, das sich als Teil der »linken Bewegung« versteht und den ver¬ 
schiedenen Linksgruppen durch den Druck der Schriften die Möglichkeit 
der Agitation geboten hat. Hieraus leitet die Staatsanwaltschaft die 
vorsätzliche Unterstützung ab. Diese lasse sich auch daraus ersehen, daß 
Jutta Werth, Gerdi Foß und Henning Weyer angeblich in der Roten Hilfe 
Westberlin tätig gewesen seien und die Druckerei zur Zentrale für die 
Verbreitung von Unterstützeraufrufen und ähnlichem gemacht hätten. 

Wir brauchen noch dieTatl! 

Aus dieser wilden Konstruktion der Anklage geht hervor, daß es hier nicht 
darum geht eine entsprechende Tat nachzuweisen. Sie läßt vielmehr 
erkennen, daß es sich bei der Verhaftung der AGIT-Drucker nicht mehr 
nur um noch einen Unterstützerprozeß handelt. Sie haben weder Autos 






























gekauft noch Wohnungen gemietet, sondern ihre Unterstützung besteht 
in ihrer politischen Arbeit und in ihrem Selbstverständnis als Linke! Jutta 
Werth schreibt dazu: »...unter vielen Beispielen sind wir Agit-Drucker 
und Druckerinnen das letzte Glied in einer Kette, die sich ja offenbar mit 
immer neuen Gesetzen, Polizeiaktionen und Prozessen fortsetzen soll. 
Ich meine, daß wir deshalb inhaftiert sind, weil wir eine der empfind¬ 
lichsten Stellen bei der Herstellung linker Presse sind. Indem sie uns 
verhaften, anklagen und kriminalisieren wollen, wollen sie diese linke 
Presse trefen und letztlich auch verhindern.« 


Die Verhaftung und die in diesem Zusammenhang stehenden weiteren 
Ermittlungsverfahren gegen linke Buchläden und einen linken Buchver¬ 
trieb sind für die »Trockenlegung des Sympathisantensumpfes« der erste 
Testfall. Letztlich soll jede Opposition mundtot gemacht werden, die 
nicht auf dem Boden staatlich genehmigter Kritk steht. Diese Vorgehens¬ 
weise der Staatsanwaltschaft wird auch deutlich in der Ablehnung der 
Haftverschonung beim zweiten Haftprüfungstermin. 


Die Drucker haben mit hohen Freiheitsstrafen zu rechnen. Sie leben in 
Wohngemeinschaften, deren »Zusammenhalt in aller Regel nicht so stark 
ist, als daß er Mitgliedern, die sich einem schweren Tatvorwurf ausge¬ 
setzt sehen, an der Flucht hindern könnte.« Auch die wirtschaftliche 
Bindung der Angeschuldigten Foß und Weyer würde durch die Flucht 
nicht sehr beeeinträchtigt werden, weil die Druckerei weiterhin betrieben 
wird, und weil sie ihnen deshalb als Existenzgrundlage auch bei einer 
Flucht erhalten Bliebe. Im übrigen ist auch zu berücksichtigen, daß die 
Angeschuldigten als Angehörige einer linksorientierten Basisgruppe über 
zahlreiche politische Gesinnungsgenossen verfügen, die »ihnen jederzeit 
Unterschlupf gewähren würden«. Das alles bedeutet, daß für Leute, die 
in Wohngemeinschaften leben, in linken Projekten arbeiten, in 
Basisgruppen arbeiten, die Vorbeugehaft durch die Hintertür wieder 
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Zensur gibt es seit es Bücher gibt 


1834: der französische Künstler und Revolutionär Honore Daumier kämpft 
mit seinen Karikaturen für die Pressefreiheit. Wegen vieler seiner 
Karikaturen und Zeichnungen wird er mehrfach ins Gefängnis geworfen. 

1842: es erscheint die »Rheinische Zeitung« (Chefredakteur Karl Marx) 

• 

1843: wird sie verboten. Marx emigriert nach Paris, er schreibt in den 
deutsch-französischen Jahrbüchern und im »Vorwärts« (Zeitung der 
Sozialdemokraten). Der preussische Staat sucht ihn aufgrund seiner 
Artikel wegen Hochverrat. Auf Betreiben der preussischen Regierung 
wird der in Paris erscheinende »Vorwärts« verboten und Marx aus Frank¬ 
reich ausgewiesen. 

1848: mit der bürgerlichen Revolution lockert sich die Pressezensur. Marx 
gibt eine legale revolutioäre Zeitung, die »Neue Rheinische Zeitung« 
heraus. 

1949: im März wird die »Neue Rheinische zeitung« wieder verboten. - 
sämtliche Mitarbeiter werden verfolgt, Marx wird ausgewiesen. 

1851 -1852: in Köln findet der erste Kommunistenprozeß statt. Grundlage 
der Anklage ist ein Exemplar des kommunistischen Manifestes, das bei 
einem Genossen gefunden wurde. 

Von da an blieb die revolutionäre Presse mit kurzen Unterbrechungen 
illegal. 

1876: Bismarcks Sozialistengesetze leiteten eine Welle schärfster Verfol¬ 
gungen ein. Die gesamte revolutionäre Presse wurde in Deutschland 
unterdrückt. Viele revolutionäre Zeitungen aller Schattierungen wurden 
in der Emigration (von Sozialisten- und Anarchistenclubs in Brüssel, Paris 
und London vor allem) geschrieben und nach Deutschland geschmug^ 
gelt. 

1919: Nachdem die revolutionären Aufstände 1918/19 .von der Sozial¬ 
demokratie mit Hilfe der ehmaligen kaiserlichen Armee niedergehalten 
wurden, wurden die Publikationen der revolutionären Linken zensiert, 
unterdrückt und verboten. Allein die »Rote Fahne« (Organ der KPD) 
wurde in diesem Jahr 290mal verboten. »Der Arbeitslose« (Organ der 
F.A.U.D.) erschien z. B. immer in höherer Auflage und größerem 
Umfang, wenn der »Syndikalist« wieder einmal verboten wurde. 

1922: Das Republikschutzgesetz, Vorläufer der heutigen Staatsschutz¬ 
paragrafen. 



1930: das Republikschutzgesetz wird verschärft. 


1932: Die Notverordnung, die den Nazis zur Macht verhalt. Damit wurden 
unzählige fortschrittliche und revolutionäre Bücher und Broschüren - von 
Bilderbüchern über satyrische Zeitschriften bis hin zu Romanen und 
Theaterstücken (Brecht, Mühsam, Tucholsky) verboten. 

1933: bis zum Februar erschienen noch Zeitungen revolutionärer 
Gruppen; danach konnten sie wegen des Nazi-Terrors nur noch illegal 
gedruckt und verteilt werden. Die Treibjagd auf die revolutionäre und 
fortschrittliche Presse fand ihren vorläufigen Höhepunkt in den von den 
Nazis organisierten Bücherverbrennungen. 

Bis 1945 erschienen trotz des faschistischen Terrors zahlreiche Zeitungen 
und Flugschriften illegal. 

Als sich die Kapitalisten mit Hilfe der westlichen Alliierten wieder durchge¬ 
setzt hatten, wurde unverzüglich damit begonnen, Grundlagen zur Unter¬ 
drückung von oppositonellen und antikapitalistischen Meinungen und 
Organisationen zu schaffen. So begann im März 1950 die Beratungen 
über den »Entwurf eines Gesetzes gegen die Feinde der Demokratie«, der 
von der SPD eingebracht worden war. Die Regierung unter Adenauer 
hatte zu diesem Komplex ebenfalls schon Entwürfe ausgearbeitet. So 
entstanden in den Beratungen der Ausschüsse die §§ 88 bis 101 StGB, die 
auf beiden Entwürfen basierten. Diese sogenannten »Staatschutzpara¬ 
grafen« beinhalten unklare Tatbestände und weit ausleabare Bestim¬ 
mungen. Richteten sich Anfangs die Bedenken bei der SPD gegen »die 
Feinde der Demokratie«, die Neonazis, so wurde nach Beginn des Korea¬ 
krieges deutlich, daß sie sich in erster Linie gegen die Kommunisten 
richteten. 

So drückte auf der Bundestagssitzung vom 18.9.1950 der Bundesjustiz¬ 
minister Dehler klar den Zusammnehang zwischen Korea und dem 
inneren Feind aus. Dieser stand nun eindeutig links. In derselben Sitzung 
sprach die SPD noch ihre Bedenken gegen die Paragrafen aus. Sie 
gründeten sich hauptsächlich auf die Unklarheit und Gummihaftigkeit der 
Paragrafen. 








Es gab in der Basis der SPD noch antifaschistische Kräfte, die in die ehe¬ 
maligen Nazi-Richter noch nicht das Vertrauen hatten wie heute. Die 
einzigen, die die politische Tragweite der Gesetze erkannten, waren die 
Kommunisten. Die Abgeordneten der KPD zeigten auf, daß diese 
Gesetze die Teilung Deutschlands zementieren würden, da unter 
anderem Beziehungen zur DDR als landesverräterisch unter Strafe ge¬ 
stelltwurden. 

Trotz allem wurden die Staatsschutzparagrafen im Juli 1951 angenom¬ 
men. Weiterhin stellte die Bundesregierung im November 1951 Antrag 
beim Bundesverfassungsgericht auf Verbot der KPD. Im selben Jahr 
wurde die FDJ von der Bundesregierung verboten. 1954 wurde das Ver¬ 
bot durch Urteil des Bundesverfassungsgerichtes bestätigt. Am 17. 
August 1956 wurde dann schließlich die KPD verboten. Mit ihr auch alle 
Nachfolge- und Ersatzorganisationen. Was nun Ersatzoraanisationen 
sind, hat der Bundesgerichtshof in einem Urteil festgelegt: jeder »Per¬ 
sonenzusammenschluß der an Stelle der aufgelösten Partei, deren ver¬ 
fassungsfeindlichen Nah-, Teil- und Fernzielen ganz oder teilweise, 
kürzere oder längere Zeit, örtlich oder überörtlich, offen, verhüllt, weiter 
verfolgt oder weiter verfolgen will«. 

Damit waren Tür und Tor geöffnet, jede fortschrittliche Kraft im Keim zu 
ersticken. Es waren nicht nur Organisationen wie »Gesellschaft für 
deutsch-sowjetische Freundschaft«, »Friedenskomitee der BRD«, 
»Demokratischer Kulturbund Deutschlands«, »Komitee für Einheit und 
Freiheit im deutschen Sport«, »Demokratischer Frauenbund Deutsch¬ 
lands«, »Bewegung für gesamtdeutsche Verständigung« und viele andere 
davon betroffen, sondern auch jede Äußerung von Meinungen, die sich 
mit erklärten tagespolitischen Nahzielen der verbotenen KPD deckten. So 
schätzt der Journalist Lutz Lehmann, daß es in den Jahren 1954 - 1964 
jährlich etwa 10.000 Verfahren wegen politischer Straftaten in der BRD 
und Westberlin gab. Damit hatten die BRD-Kapitalisten sich die Gesetze 
geschaffen, ihre Herrschaft abzusichern. 

Nach dem Verbot der KPD wurden die Staatsschutzgesetze und das Ver¬ 
botsurteil unter anderem dazu genutzt, alle möglichen oppositionellen Presse¬ 
erzeugnisse und Drucksachen zu verbieten oder einfach nur zu beschlag¬ 
nahmen und Herausgeber und Drucker zu kriminalisieren. Das wurde 
durch Textvergleich mit der DDR oder illegalen KPD-Veröffentlichungen 
erreicht. Kamen dabei Übereinstimmungen zustande, so war der Fall klar. 
Wenn die folgenden Begriffe oder Forderungen benutzt wurden: unbe¬ 
dingte Achtung des Grundgesetzes, gegen Atomrüstung, gegen 
Notstand und Rüstung, die kalten Krieger in Bonn, Abbau der sozialen 
Rechte, Notstandsgesvtze verhindern usw. 

Eine andere Möglichkeit war, den Bezieherkreis zu überprüfen. Wenn 
eine unbestimmte Anzahl polizeibekannter Personen dabei war, so 
konnte mindestens ein Verfahren dagegen eingeleitet werden. Oder man 



griff, die Herausgeber und Redakteure persönlich an und unterstellte 
ihnen, daß sie die KPD weiterführen oder unterstützen würden, und somit 
ihe Zeitung eine verbotene Ersatzorganisation sei. 


So wurde 1958 in Essen der »Ruhrbote« beschlagnahmt, der Herausgeber 
verurteilt; 1960 in Düsseldorf der »Freie Bote«, der Herausgeber ebenfalls 
verurteilt; 1962 begann in Hamburg ein Strafprozeß gegen die Herausgeber 
von »Blinkfür«; im Sommer 1965 wurde die Anklage gegen die Herausgeber 
und Redakteure von »Unsere Zeit«, im Herbst gegen den Herausgeber von 
»heute« erhoben. Letzterem wurde vorgewurfen, Artikel aus der bürger¬ 
lichen Presse in besonders tendenziöser Weise zusammengestellt und 
veröffentlicht zu haben. In Westberlin war insbesondere die »Wahrheit« 
betroffen. Mehrmals mußten die Druckereien gewechselt werden. Oft 
wurde die Zeitung von der Polizei beschlagnahmt. In zahlreichen Fällen 
wurden die Zeitungsausträger festgenommen. Gerichtsverfahren 
gegen die Druckerund Herausgeber waren an der Tagesordnung. Daß die 
»Wahrheit« nicht einfach verboten wurde, liegt daran, daß hier noch alle 
vier Alliierte solche Maßnahmen genehmigen mußten. 

Zum Vorgehen gegen Drucker bzw. Druckereien hier ein Zitat von Ober¬ 
staatsanwalt Johannes Schneider: ».. .die...Druckschriften, vor allem die 
Kleinausgaben der ehemaligen KP-Zeitungen werden in der BRD ge¬ 
druckt. Derartige bundesrepublikanische Druckerein konnten wiederholt 
ermittelt und deren Inhaber zur Verantwortung gezogen werden. Leider 
stellte sich dabei heraus, daß selbst der CDU nahestehende Besitzer 
von Druckereien um des schnöden Gewinns willen sich nicht ent- 
blödeten, illegale kommunistische Druckschriften herzustellen.« Dies 
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alles zeigt, daß Angriffe auf die oppositionelle Presse und ihre Drucke¬ 
reien so neu nicht sind.. 

Nach der ersten großen wirtschaftlichen Krise nach dem zweiten Welt¬ 
krieg traten die Widersprüche der kapitalistischen Gesellschaft in be¬ 
stimmten Bereichen offener zu Tage. Sie entluden sich teilweise in den 
großen Studentenunruhen dieser Jahre. Die Arbeiterklasse führte in den 
Jahren 69 und 73 große Streikkämpfe durch. In der Zeit nach der Stu¬ 
dentenrevolte gründeten sich die verschiedensten Organisationen von 
marxistisch-leninistischen Parteiansätzen bis zu Bürgerinitiativen 
jeglicher Schattierung. Durch das Wiedererstarken der demokratischen, 
teilweise revolutionären Bewegung, wurde gegenüber den 
Unterdrückungsmaßnahmen des Staates ein wesentlich größerer Raum 
geschaffen. So konnten Parteiansätze, Bürgerinitiativen, Basisgruppen, 
Jugendzentren, kurz, konnte jeder seine Publikationen veröffentlichen. 
Um diesen Aufschwung aufzufangen und niederzuschlagen mußten 
neue Gesetze erlassen werden. 

Die Situation heute: 

Die Probleme, die so eine kapitalistische se mit sich bringt, kriegt der 
Staat nicht mehr in den Griff. Da ist die : ndig wachsende Verschlech¬ 
terung der Lebensbedingungen breitest«.': Schichten, insbesondere der 
Jugend (Massenarbeitslosigkeit, Senkung des Reallohns, Emporschnel¬ 
len der Selbstmordrate, steigender Alkohol- und Rauschgiftkonsum 
usw.l. Nur mit Unterdrückung kann der Staat dieser Auswirkungen 
noch Herr werden. Der Staat muß einfach zensieren, denn er muß die 
Diskussion, die dem Zusammenschluß der fortschrittlichen Kräfte vor¬ 
ausgeht, unterdrücken. In den verschiedenen Epochen hat sich der Staat 
die verschiedenen ideologischen Rechtfertigungen geschaffen, dem Volk 
einen Feind vorzugaukeln, gegen den man kämpfen muß: bei Bismarck 
waren es die Sozialdemokraten, zum Ende der Weimarer Republik waren 
es die Juden und die Kommunisten, nach 1945waresdie DDR. 

Heute will uns der Staat weismachen, es geht gegen die Terroristen. 
Unter dem Deckmantel der Terroristenbekämpfung rüstet er seine Bür¬ 
gerkriegsarmeen auf und setzt sie auch ein: bei Demonstrationen, in 
Brokdorf, Grohnde und Kalkar zum Beispiel. Bei Streiks, wie 1976 bei 
Mercator. Bei jeder Demonstration und Kundgebung können wir die bis 
an die Zähne bewaffnete Bürgerkriegsarmee der herrschenden Klasse be¬ 
trachten. Der Staat hat sich mit den sogenannten »Anti-Terror- 
Gesetzen« die juristische Grundlage geschaffen, die Presse- und 
Meinungsfreiheit weiter einzuschränken. Zum Beispiel im Prozeß gegen 
den Buchladen Erlangen, hier stellvertretend für inzwischen wohl 
hunderte von Ermittlungsverfahren, Prozesse und Verurteilungen: 

vorgeworfen wird den Buchhändlern das »anarchistische Kochbuch« 
verkauft zu haben, das Buch »Kampf gegen die Vernichtungshaft«herge- 
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stellt zu haben und angeblich ein »Drenckmann-Flugblatt« verteilt zu 
haben. 2 Jahre ohne Bewährung lautete das Urteil für den einen Buch¬ 
händler, Freispruch für den anderen. Mit solchen Urteilen will der Staat 
eine Spaltung erreichen, und außerdem Vortäuschen, daß die »unab¬ 
hängigen Gerichte« eben doch gerecht sind. Einer ist ja frei. 

Der »Mescalero«-Prozeß um den Buback-Nachruf macht das auch noch 
mal deutlich. In diesem Prozeß ist klargeworden, daß die herrschende 
Klasse es sich nicht leisten kann, den »Terrorismus« anders diskutieren zu 
lassen, als es die bürgerliche Presse im Einklang mit dem Staat vor¬ 
schreibt. 

Es würde Bände füllen, wollte man die Ermittlungsverfahren und 
Prozesse aufführen, die gegen Flugblattverteiler, Presserechtlich Verant¬ 
wortliche, Herausgeber von linken Publikationen, geführt wurden und 
weraen. uie janre aer btraten zusammengezählt gehen in die Tausende, 
die Geldstrafen in die Millionen. Der Fall Agit-Druck stellt einen neuen 
Höhepunkt in dieser Chronologie der Unterdrückung in der BRD und 
West-Berlin dar. 







Das Selbstverständnis des Komitees 

Die Verhaftung der AGIT-Drucker ist ein Teil der großangelegten Offen¬ 
sive des »Modell Deutschland« um Widerstand in der BRD schon im Keim 
(vorbeugend) zu ersticken. Nach dem Motto: schlag einen -erzieh 
hundert, sollen durch die Aktionen gegen Agit und das Info und andere 
Linke Zeitungen und Projekte eingeschüchtert und geschwächt werden. 
Die staatlichen Maßnahmen und die Auswirkungen derselben auf die 
gesamte Linke sind das, was das »Modell Deutschland« für uns wider¬ 
spiegelt. Dabei geht das «Modell Deutschland« viel weiter. Alltägliche 
Bespitzelungen durch Kobs, nationalistisch angehauchte Hausbesitzer 
und -warte, Pförtner und Wchschutz usw. Berufsverbote und deren will¬ 
kürliche Anwendung gehören ebenso dazu, wie die Beziehung de$§ 129a 
STGB auf AKW-Gegner, Hausbesetzer, Drucker und Verteiler von Zei¬ 
tungen, die sich ihren Inhalt nicht vorschreiben lassen wollen. Da das 
Modell Deutschland die undogmatische Linke nicht wie eine zentra¬ 
listische Organisation verbieten bzw. bekämpfen kann (die Strukturen 
sind schwer durchschau- und erfaßbar), wird versucht, durch besonders 
harte Maßnahmen wichtige Kommunikationsmöglichkeiten (Druckerei, 
Zeitung) zu zerschlagen. Durch die Härte der Maßnahmen (die Drucker 
sitzen im Mai mehr als 6 Monate) und den der Anklage zugrunde 
liegenden §§ 88a, 129a soll erreicht werden, daß es darum geht, die 
gesamte Linke einzuschüchtern und zu lähmen, dadurch daß die Ermitt¬ 
lungsverfahren und die Verhaftungen Freunde und Genossen treffen, 
wirkt die Einschüchterung für alle viel konkreter, persönlicher. Jeder poli¬ 
tisch aktive und konsequente muß damit rechnen, daß der Staat an ihm 
Rache übt! Deshalb ist für uns klar, daß wir die Agit-Drucker als Teil der 
Bewegung verteidigen müssen, da auch sie bereits seit Jahren aktiver 
Teil dieser Bewegung sind und nicht irgendwelche politischen Arbeit¬ 
nehmer. Auf dieser Linie versuchen wir möglichst viele Basisgruppen in 
die Arbeit miteinzubeziehen. Bis zu einem gewissen Grad ist uns dies auch 
gelungen. 
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JETZT LANGTS! 

Sofortige Freilassung der 4 inhaftierten Drucker von AGIT-Druck! 


Am 17 und ib 10. sind drei Drucker des AGIT Dmckkotlek- 
livs im Zusammenhang mit einer großer angelegten Durch¬ 
suchungsaktion von Wohngemeinschaften und Buchladen 
verhaftet worden Am 26 10.77 wurde de vierte (ehemalige) 
Druckerin von von mit MPs bewaffneten Bullen auf der Post 
verhaftet Sie sitzen seitdem in der U Haftanstalt Moabit 
Der 1 Haftprüfungstermin am 27 :0 77 bestätigte die Fon¬ 
dauer der Haft eines AGIT Genossen Selbst gegen 
Kaution von 10 000 DM wurde der Genosse nicht fretge- 
lassen Das zu erwartende Strafmaß beße eine vorläufige Entlas¬ 
sung nicht zu. Bei den HaftD'ufungstermmen der anderen 
drei Genossen sind kaum andere Beschlüsse zu erwarten 
Ihnen wird vorgeworfen. Terroristische Vereinigungen 
unterstützt oder für sie geworben zu haben indem sie als 
verantwortliche Gewerbetrager von AGIT-Druck die 
Druckschrift INFO BuGgedruckt haben 
Das INFO BuG versteht sich seit 4 Jahren als offenes infoj 
mations- und Diskussionsorgan der undogmatischer 
Linken 

AGIT Druck ist em Druckkoliektiv. das durch niedrige 
Preise, kurzfristige Erledigung von Aufträgen zeir.vei gen 
Feierabend oder Wochenend-Emsatz auch Grupoen unter 
stutzt, die sonst nur unter größeren finanzielle*' Oofern ihre 
Sachen gedruckt bekommen 

Die Gruppen für die es unter anderem druckt GEW dPG 
Humanistische Union. Mieterinitiativen. Städte gruppen 
Jugendfreizeitheime und Zentren Rote Hilfe verschiede 
ne Gemeinden der Evangelischen Kirche Kneipen 
Hochschulgruppen. KB Komitee gegen Berufsverbote 
Auslandergruppen. Frauenzentrum Inrt at>ven gegen 
Atomkraftwerke. Bl-Westtangente Bl Feuerwacheusv. 

Mit den Festnahmen der Drucke' Gerdi Voß Henning 
Weyer. Martin Beikirch und Jutta Werth versucht der Staat 
direkt, die Presse und lnformations»'®iheit e nzuschran 
ken. 

Arbeiter. Schüler. Lehrlinge und Studenten d;e sich 
Zusammenschlüßen, um ihre Interessen durchzusetzen 
brauchen dazu eigene Zeitungen und D-uckscnntten Zu 


diesem Zweck trafen sich am Sonntag, den 23 10.. ca 150 
Leute um das INFO BuG gemeinsam hbrzdStellen Dies 
versu&hie der Senat mit einem Polizeiuberfall zu 
verhindern Dabei wurden willkürlich 40 Leute verhaftet 
underkennungsdienstlich behandelt 
Die nach und nach stattfindende lllegalisierung aller, die 
sich gegen Ausbeulung und Unterdrückung Zusammen¬ 
schlüßen geht emher mit den direkten Verbotsantragen 
gegen KBW KPD. KPD/ML und KB Diese Verbotsantrage 
smd nur Teil der Gesetzesmaßnahmen, mit denen der Staat 
Sich seine' politischen Gegner zu entledigen sucht Auch 
die Verteidigung von politischen Gefangenen wird weiter 
kriminalisiert So wurde gegen Rechtsanwalt StroOele em 
eingeschränktes Berufsverbot ausgesprochen Rechtsan- 
wait Spangenberg wurde aus der Anwaltskammer ausge¬ 
schlossen 

In emem Beschluß des Kammergericht wirddem Westber¬ 
liner Prozeßburo Cie Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung vorgewgrfen. weil es Sich gegen den Abbau 
der VerteidiqeziechtÖ wendet und Öffentlichkeit über die 
Prozesse gegen pol i tische Gefangene schafft. 

Die massivste Form ihrer Vernichtung durch Gesetze bis- 
her(' i 'ddurchdas Kontaktsperre-Gesetz legalisiert 

Diese Maßnahmen treffen uns alle! 

D<e Verhaftung der vier AGIT Drucker ist em praktischer 
Schn« zur Durchsetzung dieser Vorhaben der Staatsmacht 1 

Wir fordern: 

Sofortige Freilassung von Gerdi Voß. 

Henning Weyer. Martin Beikirch und Jutta Werth! 

Rücknahme der erlassenen Haftbefehle und 
sofortige Einstellung aller Ermittlungsverfahren! 

Uneingeschränkte Organisationsfreiheit! 

Weg mit den Verbotsanträgen gegen 
KBW. KPD. KPD/ML und KB! 

Uneingeschränkte Pressefreiheit! 

Weg mit dem Kontaktsperregesetz! 


Demonstration 


Montag, 31 Oktober 1977 17 Uhr 


Wittenbergplatz 


TU verschärft Raumvergaberichtlinien 

Die unterzeichnenden Organisationen fuhren m der 
nächsten Woche eine Veranstaltung zu den oben aufge¬ 
zeigten Angriffen und zu Stammheim durch Das Pra$>diai 
ahit stellt iedoch folgende Bedingungen auf 
Ein Angehöriger der TU muß die Veranstaltung anmeklen 
und fünf weitere Peinlichkeiten oder universitäre Orga 
nisanonen müssen für den Inhalt der Veranstaltung 
bürgen. Und Jetzt der Hammer Dem Präsidenten der TU muß 
das Recht Vorbehalten sein, vor Veranfsaltungsbeginn eine Erklär¬ 
ung gegen den „Terrorismus" vor dem Auditorium abzugeben. 
(Demnächst müssen wir uns wohl vor jeder Veranstaltung 
einen Bericht zur Lage der Nation anhOren) 

Wie wir darauf reagieren, ist noch nicht klar Spätestens 
auf der Abschlußkundgebung der Demonstration wird 
bekannfgegeben. wie und wo und wann die Veranstaltung 
steigt. 

Akliioturat der Biologen FU. Ami-AKW-GruppeTU. Anti- 
AKW-Gruppe Kreuzberg. Berliner Hefte (Zeitschrift lur 
Kultur und Politik). Bürgerinitiative gegen Atomkraftwerk' 


Moabit. Bürgerinitiative Wesltangrnle. KHSS-Komilee 
gegen Berufsverbote und politische Disziplinierungen. 
Gruppe Internationaler Marxisten (GIM) Gesellschaft zur 
Unterstützung der Volkskampfe (GUV). Kommunistischer 
Bund tKBl. Kommunistischer Bund Westdeutschland 
(KBW). Kommunistischer Jugendhund (KJB) Radikal (Re- 
daklionskolleklis). Rauchhaus. Rote Hilfe Westberlin. 
Redaktion „Commune". Spartacusbund, Schiiler/eilung 
(Bz). Sozialistischer Sludenlenbung (SSB). StatHeilzeilung 
Moabit, („einundzwanzig"). liSlA-Anlirepressionsreffcral, 
Vereinigung Sozialistischer Kulturschaffender. 
W eiberplenum. Zeitung für den zweiten Bildungsweg (ZBW) 
vorläufiger USTA-Rat. ASTA-PH (Laus) 
Unterstütz; wird die Demonstration weiterhin von 
Antifaschistischer Gruppe. Bund sozialistischer Lehrer und 
Krzieber. Drugstore. Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD). Liga gegen den Imperialismus. Rote Hilfe e.V. 

VerantwotKh im Sinne des P 
* .««'»Roessr Han. V. : • ?3 1000Ben.fU8 






DEMONSTRATION 


Freitag, den 20.1. 17 Uhr Savignyplatz 

Sofortige Freilassung 
der 3 Agit - Drucker ! 

Seit drei (!) Monaten sitzen Henning Weyer, Julia Wcrih und gerdi Voss, drei ^Drucker des 
Agit-Druck-Kollcktivs in Untersuchungshaft. In Westberlin laufen mittlerweile ca.5(t' Ermittlungs¬ 
verfahren gegen Leute aus dem Buchhandel und -vertrieb, sowie gegen Leute, denen vorgeworfen 
wird, beim INFO-BUG (Zeitung der linken undogmatischen Gruppen) mitgemacht zu haben. 

Die ganze Tragweite dieser Maßnahmen wird noch deutlicher durch die Begründung, mit der 
der Antrag auf Haftverschonung zuruckgcwicscn wurde: Das zu erwartende Strafmaß lasse eine 
vorzeitige Haftverschonung nicht zu! Dies* ist nichts anderes als eine Vorverurteilung! 

Zwischen dem 20. und 25.Januar soll der nächste llaflprufungstcrmin stattfinden. 


Kur/ noch einmal die Hintergründe 

Den inhaftierten Druckern wird die ‘-Unterstützung einet tettorntmhen Vereinigung- (4 129 .0 vorgeworfen, »eil sie 
das INFO-BUG (neben anderen Druvkcr/cufimvcn / B für die OE» Berlin, Evangelische Siudcntengemeindc, ver¬ 
schiedene Bürgerinitiativen, den Chami\M>l.idcn. allgemeine« siudenicnauwchuO der Pädagogischen Hochschule und 
andere! druckten. 

Das INFO-BUG voll angeblich -Sprachrohr- terroristischer Vereinigungen sein, »eil cs Stellungnahmen 
Von Gruppen »te der RAF. 'Bewegung 2.Juni’ usw ebenso /ur Diskussion stellte, »ie beispielsweise Beitrage /ur 
Anti-Atomkraftbewegung. /ensurparagrafen "Ha. Berufsscrbotc. Poli/eigcset/. Fraucn'Manncr usw. 

Den Druckern wird nun vorgeworfen, 'ich durch den Druck des IMO-BUG mit dem Inhalt der o.g. Stellung¬ 
nahmen identifiziert /u haben. 

Wie haltlos diese Begründung ist. wird aus der Tatsche ctsichihch. daß diese Stellungnahmen /um größten Teil 
auch von der bürgerlichen Presse (insbesondre von der Springet-Presse) ahgcdruckt wurde; dort allerdings kaum, 
um der Öffentlichkeit die Möglichkeit /u geben, sich kritisch mit dem Problem des ••Terrorismus» auseinander- 
/usct/cn. sondern die staatlich scrordnete Politik der Diffamierung und Kriminalisierung von allen, die sich das 
Recht nehmen. Öffentlich Kritik an den herrschenden Zuständen /u üben. /u unterstützen. 

Wenn jetzt bereits Menschen wie Heinrich Boll und Hctmulh Gollwit/er als »Wegbereiter des Terrorismus» abge¬ 
griffen »erden, wenn Professoren und andere »egen der Veröffentlichung des »Buback-Nachrufs« für vogelfrei er¬ 
klärt werden, wenn gegen Pfarrer Ensslin crmittcli »ud. »eil er öffentlich bezweifelt, daß seine Tochter Gudrun 
Ensslin Selbstmord verübt hat, wenn Hersteller und Verteiler von kritischen llugblattcrn zu Geldstrafen verurteilt 
werden oder ins Gefängnis kommen und wenn der Breme« CDU-/ raktionssorsit/cnder die Verbrennung der Gedichte 
von Erich Fried vorschlagt, dann soll uns dies snatestens zeigen, daß cs heute nicht nur um AGIT oder das INFO- 
BUG, sondern um die elementarsten Rechte der Meinung*- und Pressefreiheit geht. 


Die drei Gefangenen unterliegen im Gefängnis ser- 
schürften llaftbedlngungrn: 


• Aut Antrag der Staatsanwaltschaft wurden folgende 
Sicherheitsmaßnahmen angeordnei: 

, — s erstarkte Durchsuchung der Gefangenen, setner 
Sachen (Durchleuchtung:) und seines Haftraumes. 
— Durchsuchung der Gefangenen vor und nach den 
Anwaltssprechstunden und Privatbesuchen. 

— Übergabe bei Vorführungen »von Hand zu Hand • 
Die Begründung dafür ist. daß die befangenen bei 
Besuchen und anderen Gelegenheiten uncrlauhic 
Nachrichtcn austauschcn oder weitergeben 


• Verschiedene Briete und Besuchsantrügc wurden mit 
derselben Begründung nicht an die Gefangenen 
»eit er geleitet, da die Gefahr bestände, daß die Ge¬ 
fangenen wegen der als ungerecht empfundenen Un¬ 
tersuchungshaft Aggressionen gegen Vollzugsbeamtc 
haben und dies zu unüberlegten Handlungen moti¬ 
vieren konnte. 

• Es wird versucht, von den Gefangenen Angaben 
über die angebliche INFO-Rcdaktion raus/uprc"en. 
entgegen besseren Wissens, da der zuständige Staats- 
an»alt Hahncnfcld seit Jahren die verschiedenen Fr 
mittlungsverfahren gegen das INFO-BUG fuhrt und 
also wissen mußte, daß das INFO-BUG keine le-n 
Redaktion hat. sondern von der undngmatcclii- 

I inken insgesamt getragen wird. 




Darstellung der einzelnen Gruppen 
im Komitee 


® srß-u/’pi 5 y MPeL 

U«« w» der der A&.+- Or.d«r 




Zur praktischen Arbeit im Komitee 


Hierzu ist anzumerken, daß sich seit Bestehen des Komitees jeden 
Montag ca. 30 - 40 Leute am Mehringdamm treffen. Trotz der langen Zeit 
hat sich nichts daran geändert. Schüler, Lehrlinge. Studenten, Beamte 
und Arbeiter machen mit. Die meisten sind in Basisgruppen organisiert. 
Einige in parteilichen Organisationen. Die Fluktuation innerhalb der 
Gruppe ist ziemlich groß, was zur Folge hat, das ein großer Teil der anfal¬ 
lenden Arbeiten ca. 10-15 Leuten hängen bleibt. Dies bewirkt wiederum, 
daß diese Kerngruppe einen Informationsvorsprung hat und dadurch 
ziemlich bestimmend auch am Montagtermin ist. Viele Leute haben auch 
gerade dadurch große Schwierigkeiten, in die Gruppe einzusteigen. Der 
Montagstermin soll eigentlich nur Koordinationsplenum sein, wo die 
Untergruppen berichten. Oftmals gibt es viele organisatorische 
Probleme, daß kaum für inhaltliche Diskussionen Zeit bleibt. 


Bericht der Berlin-Gruppe 

Seit der Verhaftung der AGIT-Drucker Martin, Jutta, Gerdi und Henning 
versuchen wir innerhalb Berlins Öffentlichkeit um jeden Preis herzustellen. 
Dabei haben wir 'ne Menge Erfahrungen gemacht, bei denen wir uns 
selbst und unsere Aktionsformen verändert haben. Wir entwickelten 
unsere derzeitigen Aktionsormen aus der Erfahrung, die wir bei den an¬ 
fänglichen Versuchen machten, Öffentlichkeit fast ausschließlich durch 
Flugblätter und Demonstrationen herzustellen. Je mehr wir uns mit den 
politischen Dimensionen auseinandersetzten, je besser wir uns persönlich 
kennenlernten, umso mehr brachten wir uns selbst - unsere Phantasie, 
unser feeling, unsern blues - in die Aktionen ein. Wir konnten und wollten 
uns nicht (mehr) auf 'ne lausige Papierproduktion beschränken. 


% 



Flugblätter 

Anfänglich wurde der Schwerpunkt auf die Verbreitung der wichtigsten 
Informationen gelegt, was sich änderte, nachdem im Komitee die politi¬ 
schen Hintergründe breiter diskutiert waren. Immer mehr kommen wir 
dahin, mit Flugblättern Leute gezielt anzusprechen (z. B. die Besucher 
des Films »Deutschland im Herbst«, die streikenden Drucker usw.), um zu 
vermitteln, daß wir alle betroffen sind. 


Demonstration 


Es hat bisher 2 Demonstrationen gegeben. Bei der ersten demonstrierten 
ca. 5.000 Leute. Trotz einer schlechten Mobilisierung kamen bei der 
zweiten Demonstration ca. 3.000 - 4.000 Leute. Die zweite Demon¬ 
stration endete mit einer Kundgebung vor der Mercator-Druckerei. 29 
Arbeiter erklärten sich mit den Aqit-Druckern solidarisch und sammelten 
spontan eine größere Summe für die Befreiung der Agit-Drucker. 






Veranstaltungen 


Unsere ersten wichtigen Erfahrungen haben wir bei einem Massentreffen 
von unorganisierten Linken gemacht (TUNIX). Wir versuchten an 
unserem INFO-Stand gleichzeitig zu informieren, zu diskutieren und die 
Leute zu aktiver Unterstützung anzuregen. Die Tombola (fast lauter erste 
Preise: Teilnahme an den Stadtteilständen zur Befreiung der Agit- 
Drucker) hat Spaß und Geld eingebracht. Dabei wurden viele Kontakte 
nach Westdeutschland gemacht, aus denen teilweise später dort Veran¬ 
staltungen resultierten. Bei Veranstaltungen in Westberlin mit Jugend¬ 
lichen und im Stadtteil mit Film und Theater haben wir die politische 
Bedeutung der Inhaftierung der Agit-Drucker diskutiert. Viele Leute 
fühlten sich direkter angesprochen und unterstützten uns aktiv. 


Aktionen , 

oder 

Sympathie forthedevil?!?!? 



Kurz und krumm, wir haben ein Theaterstück gemacht, um die Inhalte 
besser vermitteln zu können, weil wir Lust zum Spielen haben und weil wir 
gesehen haben, daß die Leute Lust zum Zugucken und Mitspielen haben. 
Wir spielten/spielen nach langer Arbeit auf Veranstaltungen, auf 
Wochenmärkten, in Parks und auf der Straße. 

In Zusammenarbeit mit anderen Gruppen wurden Filme (Video und 16 
mm) aufgenommen, die nun in Kinos (als Vorfilm) bzw. Kneipen und Ver¬ 
anstaltungen gezeigt werden. Der Film „Deutschland im Herbst" war uns 
Anlaß genug in regelmäßigen Aktionen daraufhinzuweisen, daß die 
Inhaftierung der Agit-Drucker eine Auswirkung des „Herbstes in Berlin" 
ist. Zuerst wollte der Kinobesitzer unseren Film nicht als Vorfilm zeigen. 
Deshalb wurde und wird jeden Abend in der (meist ausverkauften) Vor¬ 
stellung mündlich über Agit informiert und eine Abstimmung durch¬ 
geführt, ob der 10-Minuten-Film gezeigt werden soll. Durch die Abstim¬ 
mung konnten allein in diesem Kino über 10.000 Leute unseren Film 
sehen. Dabei finden auch unsere Flugblätter reißenden Absatz. 




Durch unsere Anregungen, aber auch durch Eigeninitiative haben ver¬ 
schiedene Gruppen und eizelne Leute in ihren Bereichen auf den Fall 
AGIT hingewiesen und unsere Arbeit unterstützt. Aktive Gewerkschaftler 
haben in vielen Versammlungen Solidaritätserklärungen zur Abstimmung 
gestellt, Geld gesammelt usw. Stadtteilgruppen führten Veranstaltungen 
durch und machten Solidaritätskarten. Es wurden Plakate geklebt, 
Parolen gesprüht und in vielen Zeitungen Artikel geschrieben. Unser 
Aktionsradius hat sich in vielen Richtungen hin erweitert. Neben den 
Aktionsformen, die sich erweiterten und besser ergänzten, sprechen wir 
immer mehr Leute außerhalb der scene an. Auch durch die größere 
Unterstützung durch andere aktive Gruppen und Genossen wird klar, daß 
mehr läuft. Am 22.5. soll in Berlin ein Aktionstag sein, von dem wir 
hoffen, daß es eine Art Höhepunkt sein wird. Der Tag wird unter dem 
Motto stehen: Drucken darf nicht Sünde sein. 
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Das AGIT-Drucker-raus-Theater singt in seinem Stück: 


Kann den Drucken Sünde sein 

darf denn niemand wissen, was uns bedrückt 

sperrn sie uns jetzt alle ein 

wenn'sglückt 

Kriminelle Vereinigung 

die Zeitungen sind voll von diesem Mist 

keiner schert sich wirklich drum 

wies ist 

niemals werd ich je bereun 

was ich druckte wenn'sauch unbequem war 

das müßt ihr mir schon verzeihn 

dazu bin ich ja da 

Drucken kann nicht Sünde sein 

und wenn's auch so war' wär's mir egal 

lieber will ich sündigen mal 

als ohne linke Zeitung sein 

jeder Spießer vom Verfassungsschutz macht's Leben mir zur Qual 

mit Sicherheit Ordnung und Moral 

wenn ich was drucke was der Obrigkeit nicht paßt 

steh' ich schon mit dem linken Bein im Knast 

keiner sperrt den Axel Springer ein 

wenn der seine Lügen druckt 

mich sperrn sie bei jedem Furz schon ein 

ist das nicht verrückt 

drucken kann nicht Sünde sein.... 
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Nachdem wir uns im Komitee ca. zwei Monate mit der Verhaftung und 
Einknastung der vier auseinandergesetzt hatten, merkten wir, daß es 
nicht reicht, nur in Berlin zu wirbeln und wurden auch von Leuten aus 
Westdeutschland angesprochen wegen Informationen und so. Also 
haben wir seitdem westdeutsche und ausländische Zeitungen, Gruppen, 
Verlage, Buchläden und Druckereien mehr oder weniger regelmäßig mit 
Material und Informationen versorgt (Kleber, Berichte, Film, Flugblätter, 
Plakate). Bisher haben auch ein paar Gruppen selbst Veranstaltungen 
gemacht (Essen, Oldenburg, Bielefeld), Ende April, Anfang Mai folgen 
noch mehr in Ruhrgebiet, Norddeutschland und München, Wien. Wenn 
wir können, fahren wir selbst hin, bei größeren Veranstaltungen (500 
Koppen) mit unserer prima Theatergruppe, also macht große, am besten 
an Wochenenden. Ansonsten schicken wir massig Info- und dokumen¬ 
tarisches Material rüber. In Brüssel haben wir noch an einer Pressekon¬ 
ferenz für belgische, französische und Schweizer Zeitungen mitgemacht, 
haben viele Leute und Gruppen angeschrieben, viele Solidaritätserklä¬ 
rungen und Unterschriften von ganz Europa zurückbekommen und in 
Frankfurt, Bielefeld und Bochum gibt es inzwischen eigene Initiativen 
zum Fall AGIT. Wir wollen antörnen, daß das in noch mehr Städten 
passiert und kurz vor dem Prozeß mehrere regionale Demonstrationen 
machen. Zu erreichen sind wir an der genannten Adresse. 
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Aus eine; Brief einst Druckers 


Aw'.T Ist ein Üruckkollektlv, das 
durch nidtlrlje Preise,kurzfri¬ 
stige CrUdliuiu von Aufträgen, 
zeitweiliger. Feierabend- und 
Wochenendeir*«t*en auch Gruppen 
unterstützt, die son.t n.r unter 
(röflt'n finanziellen Opfern Ih¬ 
re Sochon gedruckt bekommen. 

A3« druckt untTr ander** fürs 
Oie CtW-Berlln. dl« P.Tatgewerk- 
schaft, dl« Hiznanlstlsche Union, 
Mieter Initiativen, Stadttellgrp- 

L n und Ju b c'.d/entren. Für dt«- 
«* Hilfe, verschiedene Coraln- 
d«n der «vwiill«t>en Kirche, 
Kneipen, Hoch schul >r'jpp<n, Frau- 
enrenlrus, Initiativen Segen 
Atomarer*le oder AusUndergrup- 


nt*ni H hMittii*>>i ble bei AGIT arbeitenden sind ««• 
da J« —■ *■ ■ dor die Verfasser der Drj.Wchrlf 

I !•'»»*• <*• iHtr»* 1 " ten noch v«r.l«h*i- «le eich als 
..»»•au» »•—•-«-» »d Lektoren od«T Zensoren, dl« die 
Miw.-«•)—<»>d»i»u»dr. Inhalt« loser und beuretellen und 
!>■«>«!«. a emiad au nlt juristischen S.-chvort' and «nt 
na»(«a« *•»a>nsa*Saft »ehe Iden, ob sie vlellolcht ver- 

•-,-1 »d,u, Tau- <-s.«in»i*. boten’.c!r konnten (was man 
rr > *, brnai -»i w lw heutrulngo s'wle.o nicht velfi). 


11t Sehrellmatchlno und Radio habe 
Ich bisher nur Ärgor. Die Genehmi¬ 
gung und HaschIno selber sind seit 
drei Wochen ln der Anstalt. Als Ich 
das Ceröt danals holen wollte, wurde 
slr gesagt, die Maschine raUsse erst 
rur Pollseitechnischen Untersuchungen 
stelle sur Überprüfung. Seitdem 
liegt die Maschine wohl auf dieser 
Dienststelle rua, bis die Herren 
dort mal Lust haben, das Ding ru 
untersuchen, w®* höchstens ne halbe 
Stunde dauert. 

*s Monteg war Ja auch diese große 
DDK) wegen une. Verstanden habe Ich 
kein Wort, das war gar nicht so 
schlimm. Als Ich den Nachrichten 
von 2.600 Leuten (um 22.00 Uhr war 
von 6.000 die Rede) hörte, habe Ich 
-sich unheimlich ge fr out. Ist ein 
I dultes Cefühl ru wissen, daß sich 
so viele für uns elnsetzcn. Das 
hat olr großen Auftrieb gegeben. 

Zu wissen, daß draußen was ln Cang 
kommt, daß man sich nicht alles ge¬ 
fallen läßt, sondern sich tu Wehr 


Berlin ( utido^Mtlseh heißt! ke 
ner Partei »--gehörig». Ul» Zclti 
erscheint wöchentlich, hat keil* 
feile lUd»1:1 Ion end .ersieht 
sich als Diskussion»- erd Infor 
tiensforua, in doi untrr .trdere 
»sch !rag*n rur Ccvalt diskul1* 

werden kör «n. 


sei! 3 monaten... 

...sitzen Henning Weyer,Jutta 
Werth und gerdi Foß.drel Drucker 
dos Agit-Druckkollcktivs in Un¬ 
tersuchungshaft . In West-Berlin 
laufen oittlerwoilo ca. 5o£raitt- 
lungsverfahrcn gegen Leute aus 
dem Buchhandel und Vertrieb,so¬ 
wie gegen Leute,denen vorgewor¬ 
fen wlrd.be ln Info-BUC (Zeitung 
derllnken undognatIschen Grup¬ 
pen) mitgomacht ru haben.Die 
ganze Tragweite wird noch deut¬ 
licher durch die Begründung,nlt 
der der Antrag auf Haftverscho¬ 
nung zurUckgewlesen wurde: das tu 
erwartende Strafmaß lasse eine 
vorzeitge Haftverschonung nicht 
zu! 

was isi geschehen? 

Im Zuge der Lrmlltlungen gegen 
das Info-BUC, das wöchentlich 
erscheint, durchsuchte an 17.lo. 
1977 ein riesiges Polizeiaufgebot 
38 Objekte: u.a. die Druckerei 
ACIT-dcuck. den Buchvertrieb 
Maulwurf, Unke Buchläden. das 
Büro von Info-BUC und der Koten 
Hilfe Westberlin sowie zahlreiche 
PrIvntwohnungen. Alle llau.durch- 
suchunaon, Festnahmen, erkrnnungs- 
dienstlichen Behandlungen usw. 
wurden alt A 129a begründet. 


pss- — rr, 
Sf 1 » ri 


fi. au»»»*» ■ *- '»•-‘•-W 


il' l 


die haflbedingungen 


Meine Haftbedingungen sind bisher 
norual, aber vom Cerlcht kam Jetzt 
ein Schreiben, wonach die Staatsan- 
weltechaft-besondere Slcherhalts- 
naßnahmen beantragt hat: 
-vereUrkte fcirchsuchung des Ge¬ 
fangenen, seiner Sachen (Durch¬ 
leuchtung) und selnee Haftraumes, 

- Uirchsuchunr des Gsfongsntn vor 
und nach Anwaltssprechstundsn und 
Privatbesuchen, 

-Übergabe bei Vorführung "von Hen<l 
ru Hand"! 

Was Letzteres soll Ist olr nicht 
ganz klar; ob lclf da hltndchenhal- 
tend alt dsn Justlzbeanten herum- 
laufen soll? 

Am 1.Dezember vln Ich mal wieder 
verlegt worden und Heg« Jetzt lm 
Haus 2 euf F l. Das Ist Inzwischen 
schon dt« vierte Station auf 
«einer Rundreise durch Alt-Moeblt 
12a. ln «seiner Jetslgen Zelle habe 
Ich rilecengltter, dealt Ich nicht 
aus den Fenster'fallsn kann. Bel 
»einer Schlankheit und wonn mein 
Kopf nicht so groß wllro, wttr's 
durchaus möglich, daß Ich zwlschon 
den Cltteretöben hindurch feilen 
könnte. 
























'Sctlih im Hetbst 

CEUTf>CHLAND IM HERBST - ein Film, der sich mit den spektakulären politi¬ 
schen Ereignissen im Herbst 1977 befasst. Auch in BERLIN IST HERBST. Immer 
noch sitzen die im Herbst verhafteten AGIT-Drucker im Knast. BERLIN IM HERBST 
heißt für uns vom AGIT-Komitee, daß es uns vom Besitzer dieses Kinos unmöglich 
gemocht wird, einen 10-minütigen Vorfilm zu zeigen, der eben über den HERBST 
IN BERLIN informieren soll. Dem politisch interessierten Publikum wird zwar 
das Geld aus der Tasche gezogen, gleichzeitig wird aber auch verhindert, daß 
die politische Situation durch den Vorfilm konkretisiert wird. Wenn die drei 
AGIT-Drucker immer noch im Knast sitzen, wenn ein 'progressiver' Kinobesitzer 
Öffentlichkeitsarbeit verhindert, dann ist das -trotz Frühling- BERLIN IM HERBST! 

Am Montag, dem 1 7 . 10. 1977, einen scheinbar ganz normalen Tag im 
deutschen Herbst, durchsuchte ein riesiges Polizeiaufgebot 
38 "Objekte" (u. a. die Druckerei AG1T-Druck, den Buchvertrieb "Maul¬ 
wurf", linke Buchläden, das Büro von INFO-Bug und Roter Hilfe sowie 
zahlreiche Privatwohnungen). Alle Hausdurchsuchungen, Festnahmen, 
erkennungsdienst1ichc Behandlungen usw. wurden wegen der Ermittlungen 
gegen das I\IO-Bug durchgeführt und durchweg begründet mit § 129 a 
StGB ("Unterstützung einer terroristischen Vereinigung"). 

Das INFO-BUG ist eine Zeitschrift von undogmatischen Gruppen in Berlin. 

Die Zeitung erschien wöchentlich, hatte keine feste Redaktion und ver¬ 
stand sich als Diskussions- und Informationsforum , in dem unter 
anderem auch Fragen zur Gewalt diskutiert werden konnten. In West- 
Berlin laufen mi t‘c 1 erwe i le ca. 50 Ermittlungsverfahren gegen Leute 
aus dem Buchhandel und -vertrieb sowie gegen Leute, denen vorgeworfen 
wird, beim INFO-BUG mitgemacht zu haben. 

Seit diesem 17. 10. 77 sitzen Henning Weyer, Jutta Werth und Gerdi 
Foß, 3 Drucker des Agit-Druckkollektivs, in Untersuchungshaft. 

AGIT ist ein Druckkollektiv, das y. a. druckt l'ür: die GEW Berlin, 
die Postgewerkschaft, die Humanistische Union, V. •. terinitiat iven, 
Stadtteilgruppen und Jugendzentren, für die Rote Hilfe, verschiedene 
Gemeinden der Ev. Kirche, Kneipen, Hochschu1gruppen, Frauenzentrum, 
Initiativen gegen Atomenergie und Ausländergruppen. 

Die bei AGIT arbeitenden Drucker sind weder die Verfasser der Druck¬ 
schriften, noch verstehen sie sich als Lektoren oder Zensoren, die 
die Inhalte lesen und beurteilen. 

Den Druckern wird vorgeworfen, durch den Druck des INFO-BUG 
"terroristische Vereinigungen" unterstützt bzw. für sie geworben zu 
haben. Begründet wird dieser Vorwur* folgcndcrmasscn: Da sie sich ge¬ 
weigert hätten, eine Zensur auszuüben, wirft ihnen die Staatsanwalt¬ 
schaft vor, sich mit den Inhalten der von ihnen gedruckten Zeitung 
identifiziert zu haben, insbesondere mit Erklärungen "terroristischer 
Vereinigungen" wie z. B. RAF, Bewegung 2. Juni usw. - 

In der schriftlichen Begründung des Berliner Kammergerichts zur Haft- 
fortdauer der drei Drucker werden in wesentlichen die Anklagepunkte 
aus der Anklageschrift ( §§ 88a, 25, 52, 74, 111, 140 StGB) über- 
nommcaj hier einige Punkte: 

1. Die drei Drucker hätten vorsätzlich gehandelt, da sie im Unter¬ 
schied zu lohnabhängigen Druckern als Druckkollektiv Druckerei¬ 
unternehmen glcichkämen und deshalb den Inhalt der abgedruckten 
Texte kennen mußten. 




Erklärung 


Unter dem Vorwand, daß wir - Gerti, Henning und ich, Jutta - als »verant¬ 
wortliche Gewerbeträger« bei AGIT-Druck das INFO—BUG gedruckt 
haben, werden wir seit vier Monaten gefangen gehalten. MartinsHäft- 
befehl besteht fort, er hat Haftverschonung und muß sich jede Woche 
aut dem Polizeirevier melden. Uns wird vorgeworfen, wir hätten durch 
den bloßen Druck des INFO »terroristische Vereinigungen« unterstützt, 
für sie Öffentlichkeitsarbeit betrieben und für sie geworben - dies, weil in 
dem INFO unter vielen anderen Artikeln und Erklärungen, Stellung¬ 
nahmen u. a. der »Raf«, der »Bewegung 2. Juni«, der »Revolutionären 
Zellen« erschienen sind. 

Mir scheint das ein Vorwand zu sein, um uns als Drucker/innen krimi¬ 
nalisieren zu können, nicht weil wir durch den Druck des INFO, wie uns 
vorgeworfen wird, »terroristische Vereinigungen« unterstützt haben 
sollen, sondern weil wir AGIT-Druck kollektiv betrieben haben, eine 
Druckerei, die einem breiten linken Spektrum von Organisationen und 
Gruppen zum Druck von Broschüren, Zeitungen, Büchern, Flugblättern, 
Plakaten usw. zur Verfügung stand, und zwar zum allergrößten Teil - 
außer z. B. im Fall des INFO - ohne dabei einen Gewinn zu erzielen. Diese 
verschiedenen Organisationen sollen durch unsere Verfolgung mitge¬ 
troffen werden, auch ihnen droht die Kriminalisierung. Allein die K- 
Gruppen-Verbotsdrohung beweist, daß es sich hier um eine breit ange¬ 
legte Kriminalisierungs- und Verbotskampagne handelt, daß, wie die K- 
Gruppen-Verbotsdrohung ein weiterer Schritt zur Kriminalisierung der 
gesamten Linken sein soll, bei uns das INFO zum Aufhänger genommen 
werden soll, um die linke Presse, den linken Buchhandel und neuestens 
auch die linken Druckereien in die Ecke zu drängen, sie unter die 
Paragraphen 129a und 88a fallen zu lassen. 

Wer öffentlich macht, daß Prozesse nicht nach rechtsstaatlichen Prin¬ 
zipien geführt werden, daß z. B. bei laufenden Verfahren durch die bür¬ 
gerliche Presse und vor allem durch ihen reaktionärsten Teil (Springer, 
Löwenthal) Vorverurteilungen stattfinden, die Gerichte dann auch über¬ 
nehmen, 

daß der Radikalenerlaß gleichbedeutend mit Berufsverbot ist (von dem 
allerdings nur linke und fortschrittliche Menschen betroffen sind) und wer 
nicht nur über das Berufsverbot jammert, sondern dagegen vorgeht, 
wer öffentlich macht, daß Gewerkschaftsspitzen Hand in Hand mit reak¬ 
tionären Kapitalisten und ihrer Atomlobby gehen, 

wer öffentlich macht, daß es an unserem gesellschaftlichen System liegt, 
daß Ausländer, Homosexuelle (ob Frauen oder Männer) diskriminiert 
werden und wer dagegen kämpft, daß Kinder Jugendliche und Frauen 
rechtlose 'Wesen sind und bleiben sollen, 

wer öffentlich macht daß Gefangene - und nicht nur die politischen - 
jahrelang schikaniert werden und in U-haft sitzen, wer sagt, daß es Isola¬ 
tionshaft tatsächlich gibt, wer die Selbstmorde in Stammheim in Frage 



stellt, wer eben nicht glaubt, daß wir in dem ach so »freiheitlich-demo¬ 
kratischen Rechtsstatt« leben, 

wer öffentlich in Agitation und Propaganda anprangert, daß in der BRD 
und Westberlin die Menschenrechte verletzt werden und deshalb das 
Russell-Tribunal unterstützt, wer sich also nicht in die ihr/ihm verordnete 
Zwangsjacke stecken lassen will und sich wehrt, wer die Wirklichkeit, in 
der wir leben aufzeigt und Schritte zu ihrer Veränderung unternehmen 
will, der wird gleich zum Sympathisanten oder zum Terroristen, zum 
»Sumpf«, der ausgetrocknet werden soll - und das geht noch immer am 
besten im Knast. 

Ich brauche ja nicht weiter zu betonen, daß unter dem Deckmantel »Be¬ 
kämpfung des Terrorismus« seit Jahren immer mehr von den ohnehin be¬ 
schränkten Freiheitsrechten abgebaut werden, daß die Schläge, die vor¬ 
dergründig die »Terroristen« treffen sollen, gegen linke und fortschritt¬ 
liche Kräfte gezielt werden, daß eben der, der nicht weiß, »was er diesem 
Staat schuldet« (ich glaube, der Wehner hat das gesagt) zunehmend 
kriminalisiert werden soll. 




Unter vielen Beispielen sind wir AGIT-Drucker/innen das letzte in einer 
langen Kette, die sich ja offenbar mit immer neuen Gesetzen, Polizei¬ 
aktionen und Prozessen fortsetzen soll. Ich meine, daß wir deswegen 
inhaftiert sind, weil wir eine der empfindlichsten Stellen bei der Herstel¬ 
lung linker Presse sind. Indem sie uns verhaften, anklagen und kriminali¬ 
sieren wollen, wollen sie eben diese linke Presse treffen und letztlich auch 
verhindern. Und damit sind in der Tendenz eben nicht nur wir Drucker 
oder die Buchhändler betroffen, sondern die fortschrittlichen Kräfte in 
unserem Land überhaupt. Das wird ganz deutlich, wenn wir und die 
Anklageschrift oder die Begründung des Kammergerichts, mit der es uns 
drei weiter im Knast behalten will, ansieht. 

Da wird gesagt, daß wir aus der linken Szene stammen, daß wir z. T. poli¬ 
tische Gefangene besucht haben (wohl auch eine Form der Unterstüt¬ 
zung irgendwlcher Vereinigungen - allerdings unter den Augen des 
Staatsschutzes) und daß wir deswegen AGIT-Druck übernommen 
haben, um diese Unterstützung mit anderen Mitteln, nämlich durch eine 
»Öffentlichkeitsarbeit« fortzusetzen. Ob wir uns, falls wir das INFO über¬ 
haupt vor dem Druck hätten lesen können, mit dem Inhalt der verschie¬ 
denen und sich z. T. wiedersprechenden Artikel »identifiziert« haben, soll 
es laut Kammergericht überhaupt nicht mehr ankommen, obwohl die 
Staatsanwaltschaft darauf ursprünglich großen Wert gelegt hatte. Uns 
wird einfach unterstellt, wir hätten durch den Druck bewußt »werben« 
wollen, so als ob man für den bewaffneten Kampf wie für eine Zahnpasta 
durch Artikel oder Anzeigen werben könnte. Zur Begründung dieser will¬ 
kürlichen Konstruktionen dient es, daß wir uns als Teil der »linken Bewe¬ 
gung« verstehen. Da.wird uns dann selbst eine Forderung, die wir mal 





erhoben haben, nämlich, daß die faulen künden endlich ihre Rechnungen 
bezahlen sollen, zum Nachteil ausgelegt. Auch unser Nähme muß 
herhalten: der Name AGIT-Druck soll wohl in den Augen des Kammer¬ 
gerichts deutlich machen, daß wir eben auch für z. B. die RAF oder die 
»revolutionären Zellen« agitieren wollten, denn wir wollten den »verschie¬ 
densten Linksgruppen« durch den Druck die Möglichkeit der Agitation 
bieten. Dann, so folgert das Gericht, haben wir eben auch alles durch¬ 
gelesen und - natürlich - unterstützt. Und vor allem: bei AGIT wurde ja mal 
ein Artikel der »Revolutionären Zellen« geschwärzt, das soll nun zeigen, 
daß wir uns mit dem Inhalt aller Artikel befaßt haben, daß wir auch^lles 
gut finden, was wir nicht schwärzen. So zeigt sich, daß ein Fall von 
Zensur, den wir dann später selbst kritisiert haben, weil wir eben nicht die 
Oberzensoren der Linken sind, nicht irgendwas nützt, sondern letzten 
Endes schadet. Jeder Vorwand wird genommen, jedes Ereignis so lange 
gedreht und gewendet, bis es in das Bild der Unterstützung paßt. Und das 
alles betrifft eben nicht nur uns. Unsere Verfolgung und unsere 
Verurteilung soll dazu dienen, den linken Gruppen und ihre Presse, ja 
überhaupt die fortschrittliche Öffentlichkeit, wo sie noch vorhanden ist, 
einzuschüchtern. Denn wer als Herausgeber oder Drucker nicht zensiert, 
wird kriminalisiert, ja, Zensur schützt nicht vor Strafe. 

Und: als Linke wrden wir drei doppelt bestraft. Nicht nur, daß sich der 
»dringende Tatverdacht« wesentlich auf unsere politische Einstellung, 
auf das Konzept unserer Druckerei stützen soll, nein, der Fluchtverdacht 
wird vor allem darauf gegründet, daß wir als »Angehörige einer linken 
Basisgruppe« - das soll AGIT nach unserer eigenen Meinung sein - »über 
zahlreiche politische Gesinnungsgenossen verfügen«, die uns »jederzeit 
Unterschlupf« gewähren würden. Außerdem lebten wir ja alle in leicht 
löslichen Wohnverhältnissen«, sprich Wohngemeinschaften, die uns eh 
nicht an »der Flucht hindern«. 

Also, es geht nicht nur um uns, es geht auch nicht um das INFO, schon 
gar nicht darum, »terroristische Vereinigungen« zu treffen, es geht um die 
Freiheit der fortschrittlichen Organisationen, ihrer Presse usw. Das 
haben, laube ich, viele Leute begriffen. Ich möchte noch sagen, daß ich 
mich über die Unterstützung (ist ja ein ganz gefährliches Wort) und Soli¬ 
darität von draußen freue, gerade auch weil es für mich überhaupt nicht 
leicht ist mit der Tatsache, daß ich eingesperrt bin und bleiben soll, fertig 
zu werden. 

17.Februar 1978 

" ÜBCR. vm Jy HPATWI SAKTgK5ÜMPF H . Jutta Werth 

* z.Zt. Lehrter Str. 


agit-komitee +♦♦+ agi-t-komitee ♦♦♦♦ agit-komitee ++++++ 


3 jeder und Parolen für die demonstration am 20.1. 

UNSRE DRUCKER SIND IM KNAST 
SPRINGER LACHT, SICH EINEN AST 
WARTE WARTE NOCH NE WEILE 
DAHN KRIEGST DU VON UNS DIE KEILE!!!! 

ORDNUNG FRIEDEN SICHERHEIT 
WO BLEIBT UNSRE KEINUNGSFREIJIEIT 

FÜR UNSRE FREIHEIT TUN SIE NIX 
MIT DEM KNAST DA SIND SIE’ FIX 

WENN DU HEUTE KRITISCH BIST 
GILT'S DU SCHON ALS TERRORIST 

PRESSEFREIHEIT IST DOCH HOHN 
DENN DREI DRUCKER SITZEN SCHON 

WEIL DAS INFO DEM STAAT NICHT PASST. 

SITZEN DREI DRUCKER BIS HEUT IM KNAST 

EINES IST NUN ALLEN KLAR 
PRESSEFREIHEIT WAR NIE DA 

1, 2, 3,... LASST DIE DRUCKER FREI 

DREI MONATE SIND SCHON ZU VIEL 
AGIT-DRUCKER RAUS IST UNSER ZIEL 

POLIZEI UND SPRINGER HALT DIE FRESSE 
WIR WOLLEN EINE FREIE PRESSE 

MAULHALTEN IST ERSTE BÜRGERPFLICHT 
SONST DROHT EUCH KNAST UND DAS GERICHT 

WAS KAM UNS DA ZU OHREN 
DIESER STAAT IST DANN VERLOREN 
WENN ER NICHT ZUM KNÜPPEL GREIFT 
UND- AUF UNSRE RECHTE PFEIFT 

WIR SIND KEINE STILLEN MUCKER 
FREIHEIT FÜR DIE AGIT-DRUCKER 


in mühevoller-kleinarbeit sind diese parolen entstanden und 
die beiden lieder auf der rückseite. damit unsre arbeit fi¬ 
nanziell abge deckt ist(flugblätter, knastpakete,plakate) 

spendet bitte auf das k*nt# ,des agit-konitees 
motto "ein bier weniger, DM mehr für agit" 

KONTO: D.KRAUS PschA BERLIN WE^T No.372387-1 Op 

KENNWORT : AGIT 
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Am 17.10.77 wurden 4 AGI?-Drucker verhaftet. Einer wurde gegen Kaution 
entlassen. Die anderen 3 sitzen, unter verschärften Haftbedingungen, 
immer noch im Knast (seit 6 Monate n). 

AGIT-Druck ist ein Berliner Druckerei-Kollektiv, das für die verschie¬ 
densten Gruppen druckt. Sie sind weder Verfasser, noch Zensoren. Jeder 
kann dort drucken lassen. Zensiert wird nicht. 

Jetzt sitzen 3 von Ihnen ia Knast, weil sie jahrelang das Info-BDG ge¬ 
druckt haben. Das Info ist eine Zeitung von undogaatischon Gruppen in 
Berlin. Die Zeitung hat keine feste Redaktion und versteht sich als In- 
formations- und Diskussionsforun, in den unter anderem auch Fragen zur 
Gewalt diskutiert wurden. Ia Zuge der Ermittlungen gegen das Info-BUG 
(Terroristenhatz), wurden besonders die Drucker angegriffen, und die 
sitzen jetzt immer noch in KNAST. 

Eine haarsträubende 7o-seitige Anklageschrift wurde inzwischen erstellt. 
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Diooc Verhaftungen haben bei uns Druckern wieder viele Diskussionen um 
das WARUM und WCFtfR und WIE unserer Arbeit in der Druckerei, Diskussionen 
um Knast und Angst ausgelöst. 

Das sind nicht nur unsere Prägen. 


Darüber wollen wir mit euch, für die wir drucken, reden. Darüber müßt 
ihr in euren Gruppen reden. 


Im Moment sind wir in dem (schriftlichen) Kommunikatlonskreis’lauf der 
Linken ein Hauptangriffspunkt der Polizeiatrtegen. Kaputtgemacht werden 
sollen unsere Möglichkeiten, Diskussionen über unseren Widerstand öffent¬ 
lich zu führen und Infos zu verbreiten. Gedrucktes ist im Moment unsere 
einzige Möglichkeit eine Gegenöffentlichkeit zu schaffen. 


Repressionsgejammer ist nicht mehr angesagt - Jeder, der fordert das 
alles gedruckt werden soll, muß sich damit auseinandersetzen und sich 
offensiv vor die Produzenten und Verteiler stellen. Mine kollektive 
Druckerei kann sich nicht wie der Schreiber und der Leser durch die 
Anonymität schützen. 
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Presseerklärung 

Im Oktober wurden die drei Drucker des AGIT-Druck-Kollektivs Gerdi F., 
Jutta W., Hennig W. und Martin B. verhaftet. Bis auf Martin B., der 
gegen eine Kaution von DM 10.000 freigelassen wurde, sitzen alle noch in 
U-Haft. In diesen Tagen findet der nach 6 Monaten durchzuführende 
Haftprüfungstermin beim Bundesgerichtshof statt, nachdem vor einem 
viertel Jahr die Haftfortdauer wegen Fluchtgefahr beschlossen worden 
war. Die Fluchtgefahr wurde damit begründet, daß die drei keinen festen 
sozialen Beziehungen hätten, da sie in Wohngemeinschaften leben, daß 
sie sich der linken Bewegung zugehörig fühlen und von vielen Personen 
versteckt werden könnten. 

Den drei Druckern wird vorgeworfen, in der Zeit von April bis Oktover 
1977 Organisationen wie die RAF, die Bewegung 2. Juni u. a. dadurch 
unterstützt bzw. für diese geworben zu haben, daß sie jeweils als verant¬ 
wortliche Gewerbeträger der Firma AGIT-Druck das INFO—BUG 
(Zeitung linker undogamtischer Gruppen Berlins) hergestellt haben. Die 
Anklage, die sich auf den § 88a und den§ 129a stützt, richtet sich zum 
ersten Mal gegen die Hersteller von öffentlichen Publikationen. Die 
wöchentlich erscheinende Zeitung INFO —BUG wird zum »Sprachrohr 
terroristischer Vereinigungen« erklärt. Die Staatsanwaltschaft bezieht 
sich in ihrer Anklage dabei auf einige Kommandoerklärungen der o. g. 
Organisationen, die im INFO—BUG zur Diskussion unzensiert abge¬ 
druckt worden sind. 

Daraus wird abgeleitet, daß die bloße Lektüre dieser Erklärungen einen 
bestimmten Leserkreis dazu bewegen könnte, sich Stadtguerillagruppen 
anzuschließen. Obwohl diese Erklärungen auch in der FAZ, der Welt und 
anderen Tageszeitungen zu lesen sind, richtet sich die Anklage gegen die 
Hersteller des INFO — BUG. Der Leserkreis des INFO — BUG wird nach der 
unausgesprochenen Voraussetzung der Anklage als Rekrutierungsfeld 
für die Stadtguerilla angesehen. Die Leser des INFO — BUG werden so zu 
potentiellen Unterstützern gemacht. Damit wird eine mögliche 
Gesinnung unbekannter Adressaten zur Begründung der Verhaftung der 
AGIT-Drucker herangezogen. 



st 




Sollte es überhaupt denkbar sein, daß eine Person aufgrund der bloßen 
Lektüre eines Artikels den Entschluß faßt, sich einer Guerillagruppe anzu¬ 
schließen oder eine bewaffnete Aktion durchzuführen, so könnte dieser 
»Erfolg« auch nach der Lektüre in der Tageszeitung zur Schleyer- 
Entführung der Fall sein, ebenso nach der Lektüre der Dokumentation der 
Bundesregierung zu diesem Fall. Allein die Tatsache, daß die AGIT- 
Drucker durch den bloßen auftragsgebundenen Druck des INFO-BUG 
strafrechtlich belangt werden, ist eine neue Dimension der Auslegung des 
Begriffs Unterstützer. Die Unterstützungshandlung (Druck des 
INFO— BUG) wird mit der Gesinnung der Angeklagten begründet: Da die 
Angeklagten die AGIT-Druckerei als Kollektiv betrieben haben und sich 
als Teil der Jinken Bewegung begreifen und diese durch Abdruck der, in 
dieser Bewegung von Gruppen erstellten Schriften, eben diese Gruppen 
unterstützten (z. B. Schüler- und Lehrlingsgruppen, Humanistische 
Union, GEW-Berlin u. a.) sind sie hinreichend verdächtig, sich mit allem, 
was sie druckten inhaltlich einverstanden zu erklären, egal, ob sie die 
Texte vorher gelesen haben oder nicht. Es wird also klar, daß hier eine 
Gesinnung verurteilt werden soll. Die Anklage ist in dreierlei Hinsicht von 
Bedeutung: 

- sie ist ein massiver Eingriff in die Ausübung des Presserechts und der 
Meinungsfreiheit. 

- dadurch soll eine weitgehende Verunsicherung der fortschrittlichen 
Teile der Bevölkerung, sich in »Wort, Schrift und Bild« geschweige denn 
in der Tat zu äußern, erreicht werden. 

- durch die zu erwartenden hohen Freiheitstrafen soll eine Grundlage für 
weitere Verfahren in der Richtung geschaffen werden, d. h. Gesinnung 
reicht als Tatbestand aus, um Leute zu verhaften, wie es das Beispiel der 
AGIT-Drucker zeigt. 


Wir alle, Leser, Buchhändler und Verleger, Kinosbesucher, Filmemacher, 
Schriftsteller, Journalisten und die Drucker linker Publikationen sind 
durch diese Anklage weitgehendst betroffen. 

Wir fordern: 

Soroftige Freilassung der drei AGIT-Drucker! 

Einstellung der noch laufenden Ermittlungsverfahren! 

Erhaltung der Meinungs- und Pressefreiheit! 

Berlin, den 19.4.1978 



Wuflten 31« schon: 

Der 588« eröffnet auch 
dem künstlerischen 
Schaffen neue, un¬ 
geahnte Möglich¬ 
keiten der eehöp- 
ferlachen Ideen¬ 
entfaltung! 


Es findet keinerlei Zensur mehr statt, 

nur wenn der Staat es dringend nötig hat 

und auch die Kunst und Wissenschaft sind frei 

das Nähere bestimmt die Polizei. 

_ (Erich Weinert) __ 

L>AS ?A££I£RT IST : 


Im Okt.77 ermitteln die Berliner Staatsschutzbehörden gegen 
Redaktionsgruppen,Vertreiber und Verkäufer des "Info Ber¬ 
liner Undogmatischer Gruppen" wegen "Unterstützung einer 
'kriminellen Vereinigung"(§129). 

Letztendlich verhaften sie 4 Drucker/innen,die dieses Wochen¬ 
blatt schon seit Jahren regelmässig herstellen.Einer wird ge¬ 
gen Kaution bald wieder freigelassen - die Anderen sitzen 
s eitd eminUnt ersuc hungshaft! 


DI6 HAWTANKLA&fPUKlKTfe: 

Ihnen wird vorgeworfen,einzeln Artikel,z.B. Erklärungen von 
Stadtguerillagruppen,nicht auf ihre Straffälligkeit 
im Sinne des neuen §88a hin untersucht zu haben.»»'eiterhin 
wird ihnen unterstellt,durch den Abdruck von Erklärun¬ 
gen bewußt für die Politik von Guerillagruppen geworben,und 
dadurch in der Berliner Sympatisantenszene das psychologische 
Klima für den Aufbau weiterer "terroristischer" Gruppen ge¬ 
schaffen zu haben. 


UN WAS es £l6£wru* : 


Ein Gestapo-Beamter,dem ein SS-Mann die 
bei einer Haussuchung sichergestellte 
Pistole und Schreibmaschine bringt:Pistole 
ist nicht so wichtig wie die Schreibmaschi¬ 
ne.Suchen Sie den Abziehapparat,der ist für 
die Brüder heute wichtiger als ein Maschinen 
gewehr."(Günter Weisenbom.Der lautlose 
Aufstand,Rowohlt) 


Daß es auch im aktuellen Pall nicht um die pesönliche Identi¬ 
fizierung der Angeklagten mit de« Inhalt eines ihrer Druck¬ 
aufträge geht,sondern um die Gefährlichkeit 
von Druckmaschinen überhaupt,zeigt die Androhung des Kammer¬ 
gerichts, die Maschinen jederzeit zu beschlagnahmen,wenn sie 
"weiterhin der Begehung (...) rechtswidriger Taten,insbesondere 
der Unterstützung terroristischer Vereinigungen dienen". 



Vrijheid van drukpers? Natuurlijk! 
Alleen de DRUKKERS komen in de bajes 


Sinds ruira 4 maarden heeft men ze nu opgesloten. In ons öuurland noemt men zoiets : 
onderzoekshechtenis. 

Het begon ermee dat burgers van dat land gebruik maakten van hun recht om zieh in woord, 
beeid en geschrift te uiten. Ze maakten een krantf de Info-Berliner Undogmatischer Gruppen 
(Info-BUG). ledere maandag wachtten velen op deze krant om te lezen wat voor andere 
kranten taboe was. Er kwamen Studenten aan het woord die in staking waren. Berichten over 
hongerstakingen in de gevangenis. Er werd geschreven over kerncentrales en akties van 
'Bürgerinitiative' daartegen. Ook werden verklaringen van de Revolutionäre Cellen, de 
Beweging 2e Juni en de Rote Armee Fraktion afgedrukt, of zulke omstreden meningen als de 
reeds legendarische 'Buback-im memoriam'. Er stonden mgezonden brieven in tegen de 
gewapende strijd en nog veel meer. Men nam geen blad voor de mond en diskussieerde over 
allerlei zaken, waarmee het in hun land siecht ge-steld is. Over allerlei zaken die anders 
nergens of onjuist beschreven werden, kon men in Info-BUG lezen. 





Natuurlijk kon zo'n brutale 
voor de Staat niet verhör¬ 
en zeker iedere dinsdag een 
politie. Natuurlijk kon men 
perkte kritiek op de Duitse 
teren. Dat mensen openlijk 
in de gevangenissen van 
en worden, kon toch niet 
Men probeerde er dus eerst 
manier een einde aan te 
verschillende nunmers, 
ruimte, intimidatie van kioskhouders 
nomen nunmers werden opnieuw gedruk.t 


BERLINER 
ÜNDOOWI ÄHR 

so* 





liruM« j**n 
IIMIIIMII 

hlrliMtildl 

SUIIIilUlMII 

UbIWt.Ic* 

kll'.HXKI 

»41« »Itf« 

IiIMImkiI l^| 

-b 

9TMI<III<I<V 

t.f .n.-*«. 

Ttnl«* 

t«H 

*■■41(«B 


e.d. Erg veel sukses 
i?n de bekendheid van 


aanspraak op de persvrijheid 
gen blijven en dus was er vast 
leesuurtje bij de politieke 
in hogere gelederen deze onbe- 
staat niet zonder meer aksep- 
verklaren dat ze bijvoorbeeld 
deze oemokratie gefolterd werden 
ongestraft blijven. 
op een 'vriendschappelijke' 
rraken, door inbeslagname van 
doorzoekingen van de redaktie- 
had dit echter niet, inbeslagge- 
Info-BUG en dus de oplage werd 


olleen moar groter. Men bezon zieh en had al snel een andere stok gevonder. om de hond te 
slaan. Er was, sinds kort, ook noa een artikel 129a, dat ondersteuning van een terroristi¬ 
sche vereniging strafbaar stelt met maximaal 5 jaar gevangenisstraf. Wat valt onder 
ondersteuning van een dergelijke vereniging is 'godzijdanL* niet precies vastgelegd. 

Bleef echter de vraag wie men pakken moesi. De mensen die Info-BUG maakten waren natuur- 


lijk niet in vaste dienst er. dus was het voo»- het epenbaar ministerie moeilijk de ver- 


antwoordelijken aan te wijzer. Toer. kwan nen op het glorieuze Idee de drukkers van het 
blad te arresteren, want wie een krant drukt moet er per slot van rekening ook inhoude- 
lijk achterstaan of ir. ieder geval de verantwoordelijker. kennen. Dat door zo'n argumen- 
tatie de drukkers van bijv. de BIlD-zeitung zwaar beledigt*, worden is een andere zaak. 
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Met precies 240 politie-agenten (aldus 'Die Welt') doorzoekt nen 
op 17 Oktober 1977 achtendertig woningen en bedrijfsruimten, 
neemt talrijke meest schriftelijke zaken in beslag en arresteert 
in de drukkerij ’Agit-Druck' de drukker Gerhard Foss. Dezelfde 
nacht wordt Henning Weyer, ook medewerker 6ij Agit-Druck, ge- 
arresteerd als hij op de terugweg van de frankfurter Buchmesse 
Berlijn binnenkomt. De volgende dag worden Hartin Beikirch op 
zijn werk en een week later Jutta Werth gearresteerd. De laatste 
waren beide tot voor enkele maanden bij Agit-Druck werkzaam ge- 
weest. 

De 18e Oktober kwamen 's-avonds 140 mensen naar de redaktie- 
ruimte van Info-BUG om te proberen de krant alsnog te maken. De politie deed een inval, 
veertig mensen werden gearresteerd en in de loop van de nacht weer vrijgelaten. 

AGIT-DRUCK is een kleine drukkerij, die reeds zeven jaar lang in Berlijn werkte voor bijv 
vakbondsafdelingen, de Humanistische Unie, verschillende geroeenten van de Evangelische 
Kerk, het vrouwenhuis. huur- en buuftkooitees, kroegen, enz. Door de tijdelijke sluiting 
van de drukkerij en de inbeslagname van het raeeste nateriaal (o.a. de hele boekhouding; 
dreigt de drukkerij falllet te gaan. Op alle persen werd een officieel schrijven geplakt. 
waarin stond dat ze in beslag genomen zullen worden wanneer ze “wederom zouden dienen tot 
het begaan van strafbare daden, in het bijzonder de ondersteuning van terroristische ver- 
enigingen". 

Van de vier gearresteerde drukkers is Martin Beikirch op 31-10-'77 tegen betaling van een 
borgsom van DM 10.000,- vrijgelaten. 

De andere drie drukkers zltten nu, ruim vier maanden later, ncg steeds achter de tralles. 
En daarmee is weer eens bewezen dat ook in die rechtsstaat naast ons de drukpers vrij is, 
ALLEEN DE DRUKKERS NIET. 

O'ITX BVFFi: RECHTS 
POSTBUS isoca 
AKSTEEMy 


Vccr de nenaer, di« de crukJure di• nc? W. mitten vel oen keerijt 
willen eihrif-jen. Hur. adrea is: 

Gerhard Fees sk Henning Weyer Jutta Werth 

Alt-Koabii * Zerthcrstraeae CI 

1 Berlin 23 j Berlin 22 






4 FREEDOM 


l^o /\0, Wou 


GERMANY : 
THE AGIT CASE 


WMlLf ol hom« -• Nt.« b.—i pr«occvpl«d, 

-So«« Moll 90. »Ilb Mt« biiorr« conxqu«nc«i 
o» OHkiol Sxxcy, («ntonhip in Hx/adcrol 
»•Public d G«r-«J"y it balng dl.acx« ogoirai 
Ml-—ing orvl onorchiit publkollera In an cp«n 
oti«mpt Io pr«««nl diKuulon c* onolyiil d 
pollllcol «iolonc«. 

Ai HlfOOM iiaMn *oj ir«« 

Ion ,oor Ifllonl d Munich, publidxa ol 
ton*"!' 8ov-onn'i booh Wi« olM on/lng obo». 

•h« «iglra d lh« Jod Jvn« >A j .«—nt, 
cNxgad — Ith od.oco <y d -Monc« »« pvbllrhtng 
lh« bock. (Tb« p>oc««dingr "oeonlly *nd«d in 
lh« ilrang« .«idid iboi —Ml« octvol pvblicaiisn 
•hgvld no» b« pvnlihobl«, Ibli d.d ry» opply l« 
d '*• Book -I- ond ib« pufcliHxn 
fin«d). Sin«« Hxn lb« ix- '-u«il«‘ lo- 
o.ll«l« Mo bo. b««n iiW.adwf«d. Tbii -ob«« il 
•otU. I« ib« Hol« p>M««uiien l« bring and 
pro«« cN*g«l by c.imirxllilng rbox in anv -Oy 
InvoNod In dlttrlbgtlon 0/ -riixn «xN.TöT 
baatll« lo ib« ConHitvtlo». Tb« »Im cor-klian 
und«, ihli "«• 100b plo«« in Celogn« on 

16 M oy »h«n Frl«db«lm l«cb«.. *«•—«. dir««lar 
d Dtr ond«.« IvcModan (Tb« 0*b«. •oobibop. 
—hieb xlli • » d« >ong« d Mi —Ing «nd an«.- 
(kill liiMOiwr«) »o. gl.«n a 3 -on»k iw«p«nd«d 
i«m«n<« lot ilocking Ib« pop«. »«.«Ivfltno.«. 
Z«n (»«.alvtloravy Io««), -MU b«lng ocq- 
«!n«d d «ilmlnol ouoeioiion. Ogon d ib« 
■«•olulionory C«M«, gixnillo g<o>p. -hieb 
Nr.« rp<vng vp in Ib« .«uv— Mi by lb« »A 7 
ond 7 nd Am« ond «hkh, ik.ovgb «n d 
tobolog«, bo.« o«il.«d lk««Ml.M 'cl -Id«, 
roelol ip«liv—. Inclvdinj o'lochi ogoirai 
nucl«or po—«r nailoni. ik« iuv« d *Z in 
quctllon -01 dol«d Abiy 1976 (no. 2 ). lb« 

-onlb d Ulf Ik« M.lnbol 1 ! d«olb, «nd conxiixd 
o pnxllcal gvid« io «H o» .«ililonc« «gaimi 
HON r«pr«nlon. 

Only o iho«i og« a «Aielii Hvd«ni 
Mora H«lnrlcb Soul—am hod b««n i-prii«n«d 
pandlng Ifiol »0» ‘d«*o—Hion d lb« Sxx* - 
pvltlng vp o plo«oid ol on Irdormollon Ha—I in 
MuOl«h aiHxblng ik« «qui.ol*ni d 6«ixini 
SAS, OSO-V ond lk«l« .«J« ol Mogodirhv. ond 
.«(•"Ing lo Ib« liquidollon d ravolvtionori«* «n 
G«.—an prixra - ond i-o Hudonii f.o- Goi»Tn- 
g«n -«.« »ovad guilly d ’d«»«ollon «7 Ik« 

Slot«' ond 'dofo-ollon d ib« -«—ory o» o 
d«<«ot«d p«non‘ by pvblilblng lb« no- lo-o%n 
luNxk-obliuory- (x. «CCOOM. I S«pr«->>.. 
1977 ), TKli orticl«, —rln«n by on onony—ov» 
onorcklil ilgning kl— S«n«ll 'Mncalwo' Mtidlly 
crlllclxd lb« cMouinoiion d luboek bv« -o« 
d«llboxl«ly cii«d o-l d conr..i by Ib« •>'*»- 
IltNixnl ftoa (—kitb kod n 
public hing It) lo diilorl in 

Ma« ««.iovily Hill, lb.«« prim«n ko.« 
no— «p«nl 8 -ontH in l«»lln prlio— o-ailing 
•riol »« all«g«dly Ivpporting o^onitdiom 
iw«h 01 lb« lAf iNovgh pvbllco'io" d lb«i. 
moXriol. JUTTA WMTM, HINNING WtYB 
ond GfUDI rOSS or. —•*>«. d lb« 8«.l!n- 
t-Jxd Agli-Oivck collMliv«, fovndod in 1969 
ond —kick prinn lb« -««kly »ug-Wo . popf 
d lb« l«rlin Undoo-oilt Gipvpi. fcüg-lnfo 
publlib« lib«ral . I««i--ing and onorcki«. 
roN.iol — llbovi opplying «diicriol «onriol. 


>•£«—— TM« «« I» »• ->.» 



FREIHEIT 

FÜR DIE I 
ACIT- DRUCKER! 


ln ib« -cdi d ik« Solidarily Co— In.« f«r 
rb« ■•l«ai« d lb« Agil fiiman, ib« c«il«H.« 
k«lp. >oup« rb- -o-ld «d-r- 
«Inonciol dilHcvIli« gali.ng lb«U 1 
priwod by <>«rgipg I— prl<«, ofl«.ing *«•• 
Mf«i<« «nd -ork.ng «n K«J>doy« ond an -««V- 
«nd«. Agil pfinn lg GfW (X«k«n u— «n), 
paiol vnion, Hv—Hicb« Un-m (cl.II liWt- 
'•» groyp). Nnonn g>«vf«. «o—s-iiy «Hon 
g.«*>, |'»M“ —’*bln ib« f.org.i.1 «Noch, 
.nNortlfy g>ovt». -0—n» g>o«>. omi-iwbo 
g.eu« ond —gon;—.io— Tor To««tgn*n.* 

IK« P«g«. »y brfo . « -««Hy Hnc« I 97 J, bo. 
n« >i««d «dHoriol udl «nd -t*‘i o. a —«di—» 

'« diKwMi«- «nd in/«—Mion «.«lang«- ^ 

«/ >M .«I« I «. in • I«— I« ib« «ii- 

c^li«. o» poliik«! ■!«!•«• by priniing l«dl 
•ro— fvdnill« g.«vp> lik« ib« *A/. Jrd A—• 

•nd l«>oJwlienary C«lh; In <»—«v— Il bo« 
tdlotoö • rv—» 0/ pdk« xi*. Again, lo 
«*••• 1.0- lb« S«i!d«ily Ce— Hl— i 

"Tb« A,;. f.in.««- C«il«ll.« bod p.i««d 
ln<«->vg . «long -ilb «H—. -a—ol. «n o >«g- 
-I« bo.il «nd -ilb«-« c«<h« ing il. Tb« p>M- 
•cv*«n no- X« o poxllol b«*-««n lb« baginning 
«/ A*l, G«rdi‘l «nd H«nni«g 1 .«4. «I Agil 
(l.o- Hx «Mrt «/ 1977) on« Hx occvx*ion ibw 
k^o-l*q bod b«conx H* -oin pvbliH—n d 
< 0 —N-iqv«. bo- ib« l«d Ar—y Fxdien and 
«lb«« gv*..illa «go—wli«« ... T>«.«by Agil il 
u«po««diy Hx kro6M>l«n •« ib« priming ond 
diiNlWing 0 / gu— I * lo greup. «opogondo. 

"Tbi. orgw—«n« n Ivrdxr boxd on Hx foel 
•bo* AHto. G»o). ond H«nning bod boon ocii.« 
in «ixrxrl' o-d g>ov«« (80X Hilf, and k«m< 
bv*o). Tk«i« prlwan' oid g>o^«, o«ording 
•o Hx llb«xl —ogofln« 0 « Spi«g«l , «• fwll 
</ »«•«in ry-gxtbixn’ ... Tb«lr Nr.ing 
idonli/i«d -ilb Hx p.i*od og>—nw ii xan by 
ib*!r foil«« io <•-» Hx aniclM, -Web a« 
U>«gol «X« artiel« 88o.* Tb« prinxo'HeX- 
-xm ib«« -V»« -o« x —ob« ii ci«or Hxl on oci 
d («naonbip -ovid rxon lb* d«->orolixlion d 
Hx Mi - -• corax* Hgbi («nxnhip I0-1 by 
c«r««ing oufxl.nl * h b«ing lynxd 0901 ml 
lb«— by Hx prcMCulien. A fvrfhar pioc« d 
r.ldonct il Hx iippexd dox panonol raiolion- 
Hiip« d ib# Agil prinfora -ilb paopi« *.o— Hx 
«dil«OI g ivjo d ln/o->ug . nor hno-n by 
Ai «xraiorxd ob©»«. Hx *.m ^inlan 
no- b««n in gooi I« 8 -craN. fi'n» exnding 
b'Oi -01 Mvxd. por*iy «I Hx g.ovndi thol Hxy 
coold •>P*«r o l«ig priion (18 —or«N 

« long«.) o nS ib«.« -o. HxM«« ceraida.obl« 


ri* ibol Hxy »ould iry lo obxond! 

Tlx p.inl«i o.« focod -ilb a nwn*xi d 
cborgoi. indudlng luppal d o c.lmlnol O.IOC- 
laiion (lb« cloulcot poUlicol ckoig« IT9o), 

Hx —oil« lo- Oo, «fon in.liollon X co— Il 
c.'<*x (III) ond od.ococy ond opprovol d 
.iolonc« (140). Th« *iol )■ Hnolly dix lo txgln 
Hill -onlb. 

Tb«x «• only xnx d ik« «ox. ln.oi.«d 
in Ib« cvnani Hob co*polgn agolnal prou 
«r^o» ln Hx /«Xxl ««pufcllc ond agolral Hx 
poM bllity »or in/««xd dixvMlon on qv—llora 
d ..xl i—pwtonro lo oll caxod«. OHx. 
..o«pi«. 0)0 gl.m bolo—. It I* o moH« ibol 
.«qvir«. no co——fory «K«, porbop«, lb«> 
o poiiing r«mind« d -bol k»lH judgo Mono- 
xld In 1906 ...: "To «Hobl.ib IINo.1«. »« Hi« 
jxopl« il dongoxvi. Thon ibo Sxx no »ong« 

N» 'ix l.««do- io .«Hrlcl -Nil Ii >«od oPiild« 
Kbool bovndo.l«.,' 

IMHUSONfD G««d Sdxpol d Pollilodon 
f.iong«n, 7 y«on B ool M^rlnllng Sliwgol« 
ogoirai Ha.idoiion in >.iion ord »« dlil.lbiHlng 
ib« Anofcbl.i CooVbool (oW«nca ogoirai lb# 

nsir““ 


ACQUlTTfD: Tlx—» Krönt, bookxll« f.om 
»oebv-, Hiod und« 8fc> 1c* xlllng to.glyl.lon- 
or« Zorn . 

rCN/ISCATIDiTh« boofc Hoy—h»i 1866 on 
Hx G««on onwcbi.H In Chicago, Hx^nkh 
pop«. «Ion. «ofn <ol«ndon 75 -Weh ixxd 
.Nu Goorg .«i »oveb bod b«on «u«d«.«d by 
Hx polieo; Hx book Slodlg^o.Hlo »nd lofiol« 
»«.oMion —bkb conXlra nnyi by Hx *r«ncb- 
-on C— ilo *As>«nnln ond f«X*-foi*l Zokl, 
xivlog o 15-yoor xnXnco in W..lj Holg«., 
d« Komp» g«N .»ix. (Molg«f. Hx Unrgglo 
oo«. pn) oral T«fT«vrXil g«O on lo»ba» G«nd 
(T«n« xrf«nc« ogoirai lolbo. Gond). *> 

-oll, d cevx, o> lb« obo.«-»xollo«xd IHM. 

And -«I r«c«Xly Oiio«y In Hborol 
doily >roNL»vrl«< »vndrcNiv .«.«ol«d ibol Hot« 
xcv.il> c/Ticioli bod diilr!kvl«d omong b«d«r 
gvor* ol oirpom f« pvrpot«. d cbocklng Ik« 
pollllcol id.nl lly d po.xng«n, «» »•' d ox 
-on, a, 287 'unpod 1 publkoilon. ond 239 
ouocMiera xnging f-o- ■«»•x-x' X >«Tp«el- 
ablo' liboxl. Tb« .«.«lolirn kor covxd lb« 
l««i« MiniH« ro rflirf In ol l«oH 


57 



ät/IOl A 

oo . 000 — _ Ausschuss / I v *^r / 

der FGdogogischen 
Hochschule Berki 
Organ der \fcrfossien 
Studentenschaft 
Malteserstr. 74-100 
K)00 Berlin 46 
Jelefon (030)7753078 
Postscheckkonto Nr. 

rn«Ki.<»r. /«o«o »— 26. Okt. 1977 BerlinVfest56986 X)6 

«t“5, R EüOLUTIOH I 


\a 17. und lC>. Ofctohor wurden frei Pr «c>.or doa AGI?-Pi ucfc-Eolloktlva 
verhaftet nit cor recrlindurß, fiir dio ‘lorotollwnß clor Zeitschrift 
I'iC-N’G verantwortlich s-.u s ein. 

l'loüo Zeitschrift wird Jotr.t alo Sprachrohr "terroriotlacher Ci/\i- 
•ilvratlor.cn" Urlninallalcrt, woil »io u.a. auch ProneeorklHruticon 
von Gmipprn nio F\P, rer/ogunß 2. Juni und Tovolutior.üron Zollen 
vorüffc-itlicht hat. , \ 

Ural.)iil*;(jl(5 davon, dae» dieuo Veröffentlichungen nicht zur Untor- 
ututsoii/* "torroriutlachor Gruppen", »or.dorn cur Auuclr.andoroct- 
äung nit dor Stratoclo dca bewaffneten Kanpfoe dionton, iot 00 
unooroa Erachtona unuüglich, die Pruckor untor doa Vortrorf dor 
*Jnforatutraina tcrrorlotlochcr Vereinigungen in Untorouchur.gnhaft 
zu rhhnon. Tio ln olnor Pruckcroi Arbcitor.don clnd weder dio Ver¬ 
fasser dor rruckochrifton noch Eoktoron, dio dio Inhhlto louon 
und beurtollon. 

Itonn dio Anklagon gegen dio drol Pruckor in dor Forv» aufrecht or- 
hilton v/ordon sollten, hioaao dao flir Pruckoroion, daoo oio in 
Zukunft jiirifitiocho v Sachvorotiir.digo bouchüftigon nlloaton, un allo 
Auftrügo vor doa Druck zu prüfen. 

Pieio Vor/.ennur und dnnlt vorbandone Elnochrtlnkun* dor 
?.‘olnnnr'.ifrolholt lohnon wir ab! 

Toohnlb tordorn wir alo auf, dio llaftbofehlo zogen Gordl Fous, 
Hönning fleyor und Kortin Polktrch oofort nufzuhoben und dio Er- 
nittlungnvorfahron olnzuotollon. 

Plouo Rooolution rrurdo aa 26.10.77 von 

Pll-Studentcn olnotlaalg vorahuchledot. 


dor Ydilveruammlung dor 






cUfr deirccut^ir- 'Ofru.cUeo-ei 


Solldaritätsadress« an die drei iuh «ftierten Aglt-Druc<ert 

drei Drucker der Agit-Druckerei 
ird d Le Unterstützung einer 

fen (£129*0, weil sie 

pg mit dieser "omino- 
ist eine Zeitung der 
. "tadtteilgruppen, 

, AKW-Gvup. peni 

Gruppen, die niohts mit 
zu tun haben. Das "Info-Bug" 
, in dem sich neben 
Terröfismus" auseinander- 


Seit drei Monaten sitzen die 
in Untersuchungshaft. Z** v i en •' 

"terroristischen Vereinigung" 
das "Info-Bug" gedruckt haben. Wat> hr t 
sen" Zeitung auiff sich? Laß "Info-Bug K 
linken und undogmatischen Gruppen, z.B 
Arbeiter- und Lehrlingsgrüppen, Knastgruppe 
Verschiedene Frauengruppen u.v.a., 

^terroristischen Vereinigungen" 
versteht sich als Diskussionsforum 
vielen anderen Themen auch Uber " 

gesetzt v wird. • ... ... 

Wir denken, daß es ein elementares Recht ist, seine Meinung 
in Wort und Schrift zu äußern und zu verbreiten. 

Ss ist unmöglich die Aufgabe der Drucker, das "Info-Bug , 
welches sie als Auftragsdrucksache hergestellt haben, zu • 
zensieren. Sie sollen bestraft werden, weil sie nicht 
zensiert haben. 

Erinnern wir uns an den letzten Druckerstreik. Damals 
wurden Kollegen bestraft, weil sie sich weigerten, Hetz¬ 
artikel zu verarbeiten, die sich gegen uns im Streik 
stehenden richteten., ohne dal wir die Möglichkeit be¬ 
saßen, die tatsächlichen Verhältnisse in der Fresse zu ver¬ 
öffentlichen. . 

Wir sehen die Gefahr, daß in Zukunft nur noch die Meinung 
der Herrschenden als freie Meinungsäußerung gilt, und alles, 
was sich gegen die herrschenden Verhältnisse richtet, 
ln die kriminelle Ecke gedränkt werden soll. 

Als Arbeiter der Mercator-Druckerei wenden wir uns gegen 
die einseitige und diffamierende Berichterstattung v<bm 
"Tagesspiegeiund "Abei\d". 

Mit einer Spendensammlung wollen wir die Freilassung der 
Agit-Drucker unterstützen. 


DM, von .Cd .ff& . .Kollegen) 





Z.iuft 

Aa i*u*«*di*c 
«o 4 o fWulfc* 

sv lA.lXUK 


- uc C lU-LCUiSl-vc, 

Am<XW> WUi. Äo\AMCuli£OMCC_. C02/> x^ftM^vJi^oCö 

^ 'BcAß^A C^utoUA- dH &' -!W f= rL ^' 

/Wt /e> dt Tjam. ^io - , 

jüU Aam bOcwie«^/«> ^6 Üa ^OcvH-eoUo Sct^o^ <^e-e, 

_ S 1 ^ 4^-U, ^tg yvf^Q ^ aj ^' 

(JJL Acee (_A Ä.F. 
cte /W M&dx*. 

■Xrt & 


OjjJi cteu^o r 2 -^ ,. 

A~), -& Adoumi jm o/ '©^ 
U^a. C&enh&wi&Azn ^-is. 

oU frjJte, f** 9 ^ 

Av AmL^umMIA.; . 

^16 äe ^ 

MX ^ 

f-w , ^ z^f^xsuT 

<ün tdM* 

yUj?e/> X fc«*£ ^ c ^ 

jü#«^ wpJiiLftwtJl 

VLakino du. t™*» 

0 A &W- S* ^ n?^~ 

e , t: ^fc»€ce ^ 




— (^Cidfel 

ttfi .i SÄ p?4&&. 

oMT^iGHOe (^a-j(oä|?0 

* ectffc 0 *«*; A x 

s <£n^.&tthrfaz- At'&teu** (ßXLj 

* " 2 - 2 - Pf AK. *>% L C bXL ) 

C>cJbc IoIä. A£ß>L (^ßxi.^) 

^ PooK £ßKL.) 

^ ^THko^e^ä 3V- (^r ovlousb) 

x- r frmh f w> r > i<s> ^ Pojtr\aM>d^ [PARas] 

.l U flteJUt/K. C Lie <*z). X 

.* fPAEis; 

, kat/M ßofZX) ft^'lo'ko (PARiy 

ecu-kL, CPWU 

f^e,co^ r UAAjr (^6 xl) 

CTL P'i^va^c^ (^LieGrEj 


* 

x- 

*- 

* 

ä 
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" ^IVQw^itoöi. - ~ / 



£ S-fVßrs 


\J 




oPdt livre 

INFORMATION ORGANE F£d£RAL 


papier-carton 


AGIT DRUCKER 
I BERLIN 61 
HEHRINGDAMM 99 

REPUBLIQUE FEDERALE ALLEMANDE. 


PARIS, le 14 avril 78 


Camarades, 

Nous avona 6t6 infomgs de la represaion b laquelle vous 
6tre en butte an raison da votra activit6 militante. 

Nous tanons ä vous faire part de notra soutien. 

En tant qu'organisation cuvrifere, nous difendons le droit 
b l'expreasion de ceux qui luttent contre touta oppression, 
ainsi qua le droit d*infomer aur tous las aspects da la 
r6alit6 sociale. 

Notre Organisation s'Aat 6galement prononc6 nettement 
contre tout r6gime d'exception renettant en cause las 
libert6s dtoocratiquea. 

Nous souhaitons Btre infom6a des suites en cours. 

Recevez nos fraternelles salutations syndicalistes. 



26. rue de Montholon - 75439 PARIS CEDEX 09 - T*l. 247.76.20 

33 • C.C.P. Paris 1221.07 




Itn» AHI. U«VIN 


RESOLUTION 


Wir, die Teilnehmer der Veranstaltung der GEU-BERLIN 
am 2.2.78 in der Technischen Universität Berlin 

verlangen die sofortige Freilassung der drei Drucker 
des AGIT-Druck-Kollektivs 

Jutta U e r t h 
Gerdi F o ß 
Henning Weyer 

und die Einstellung aller in d.iesera Zusammenhang stehenden 
Ermittlungsverfahren. 

Wir sehen in der Inhaftierung der drei Drucker wegen des 
Vorwurfes, Straftaten gern. §§ 88a, 129a, 140 StGB begangen 
zu haben, einen massiven Eingriff in die Ausübung der 
Meinungs- und Pressefreiheit, der zweierlei Bedeutung hat: 

zum einen bedeutet die Inhaftierung der Drucker eine 
neue Form stattlicher Zensurmaßnahmen, durch die das 
Erscheinen von Zeitungen, in denen u.a. auch die in 
der politischen Auseinandersetzung vorkommenden Formen 
der Gewalt offen diskutiert werden können, verhindert 
werden soll; 

zum andern ist die Inhaftierung der Drucker selbst eine 
umfassende Einschüchterungsmaßnahme, die zur Folge haben 
kann, daß jegliche Kritik an der derzeitigen Form der 
Staatsausübung von vornherein unmöglich gemacht wird. 

Wir kritisieren aufs schärfste, daß Personen, die den Druck 
und Vertrieb bestimmter Druckschriften durchführen, für den 
Inhalt dieser Schriften kurzerhand verantwortlich gemacht 
und strafrechtlich verfolgt werden. 

Verabschiedet von den ca. 3oo Anwesenden auf der Veranstaltung 
mit Robert JUNGK, “PolizeiStaat oder republikanische Demokratie" 
der GEW BERLIN, ohne Gegenstineen bei drei Enthaltungen. 

Berlin, am 2. Februar 1978 



EVANGELISCHE STUDENTENGEMEINDE 
TECHNISCHE UNIVERSITÄT BERLIN 
HOCHSCHULE DER KÜNSTE 
1 BERLIN 1.2 CARMERSTR.il II.'-3139001 


7. Nor. 1977 


Erklärung dor Studontonpforr trkonferenz der BvangeliGchon Studenten¬ 
geneinden ln Berlin (West) zur Polizeiaktion gogon dio Druckerei 
AGIT-DSÜCK 


Der Druckerol AGIT-DRüCK wird vorgeworfon, daß oie durch die Her¬ 
stellung dos linken Blattes INFO-BuG olno terroristische Vorolnigung 
unterstützt haben soll. In diesen Zusamenhaag wurden vier Personen 
fostgenonaon, von denon sich drei noch ln Haft befinden und einer 
gogen Kaution und weitere Auflagen freigelassen wurde. 

Dazu ist zu sogen, daß die Aktion zu oineo Zeitpunkt orfolgte, als, 
angesichts des Entführungsfolles Schleyer, kein größerer öffentlicher 
Protest zu erwarten war. Daß AGIT-DRÜCK dos INFO-BuG horstellte und 
wolchon Charakter dieses Blatt hatte, war der Polizei schon seit 
Jahren bekannt. 

Offonbar wird von Jetzt an Druckereien, bevor sie ihr Goworbe aunüben, 
eine Entscheidung darüber obvorlongt, ob ein Text herstellungswürdig 
ist oder nicht. Vir erinnern in dlcooa Zuosmenhang an don Sohwer- 
punktatroik der Drucker 1976, bol den sich einige Drucker woigerten, 
Torte von Zoitungsverlegorn zu drucken, in denon diese den Streik 
kritisierten. Donols wurde diese Aktion dor Drucker als Annagung 
und Angriff auf die freie Meinungsäußerung verurteilt. Hier wird 
offenbar alt zweierlei Maß genossen. Nohaen sich Drucker das Recht 
Texte zu verweigern die ihren Streik diffoaieren, werdon si 0 straf¬ 
rechtlich verfolgt (das Vorfahren wurde nur wogen "geringer Sohuld" 
eingestellt). Von einer kleinon Druckerei wird aber verlangt, daß sie 
Zensur ausübt - donn eine Verweigerung den Auftrag auszuführen, be¬ 
deutet de facto Ausübung der Zensur. 

Es zoigt sich Jetzt, auf welchen verhängnisvollen Woge wir uns alt 
den Sondergosetzen zur Terrorlsausbekänpfung bofinden, wie hior 
Grundrechte ausgehöhlt werden, wie hier die Be stimmig dos Grund¬ 
gesetzes, eine Zensur finde nicht statt, untorlaufen wird. 

Sie findet statt, in dea der Staat Druckereien und Buchhandlungen 
zur Zensur dessen zwingt, was eie drucken und verkaufen oollen. 

Wir sind daher der Ansicht, daß die Eroittlungevorfahren gegon dioso 
Drucker und gogen die Buchhändler einzustellon sind und daß nan 
aufhören soll, unter den Decknantel der Terrorionusbekünpfung inner 
nehr Sondergesetze zu verabschieden. 
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der Erklärung der Studentenpforrerkonferenz von 7* 1 1*77 


Es nag sonst an Ende gerade das auf der Strecke bleiben, was 
donit angeblioh verteidigt werden sollt die Freiheit. 

Die Druckerei AGIT-DRUCK hat nehrfach Aufträge der Evnngelisohen 
Studentengeneinden ausgeführt. Es besteht ein großes Interesse 
daran, daß diese und ähnliche Druckmöglichkeiten erhalten bleiben 


gez. Gerhard Altendorf 
Thomas Day 
Reiner Piening 
Karl-Johann Rese 
Ton Veerkanp 
Burkard Weinnonn 





f.d.R. 
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In dem Ermittlungsverfahren gegen Sie 

hat die Staatsanwaltschaft hei dem Kammergericht beantragt, 

gegen Sie folgende besondere Sicherungsmaßnahroen anzuordnen: 

a) Verstärkte Durchsuchung des Gefangenen, seiner Sachen 
(Durchleuchtung!) und seines Haftrauroes; 

b) Durchsuchung des Gefangenen vor und nach Anwaltssprech¬ 
stunden und Privatsachen; 

c) übergäbe bei Vorführungen "von Hand zu Hand". 

Damit soll verhindert werden, daß bei Besuchen., unerlaub¬ 
te Nachrichten qusgetauscht werden. 

Sie erhalten hiermit Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 
3 Tagen. 

Bräutigam 
Richter am Kammergericht 

Beglaubigt: 

Bleß 

Justizangestellte 



RECHTS ANWALT H. HANJN0VEK5 

BUCH l( KL<UJev\l^c.w^ci^<x^t uncL pöLi'ti'gcK 
3u6’ti z." W'V«A IdäjcKLuj n<Jn mt 


Ausfertigung 

(M 2 00s 1<*/77 (13/78) 


sin r?A nj c: 


Beschluß 


In der Strafsache gegen 

1. Gerhard F o ß , 

2. Heinrich Franz Weyer, 

3 . Jutta Heine Werth 
wegen Vergehens nach § 129 a StGB u.a. 

wird die Aushändigung des den Angeschuldigten von 
der Commune-politischer Buchladen GmbH, übersandten 
Buches "Klassenherrschaft und politische Justiz" 
von Heinrich Hannover nicht genehmigt. 

Das Buch ist zur Habe der Angeschuldigten zu nehmen. 


Gründe 

Die Verweigerung einer Aushändigung des Buches an 
die Angeachuldigten ist zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Anstalt erforderlich (§ 119 Abs.3 StPO). 
Das Buch enthält Stellen, in denen gegen die Juctl? 
gehetzt und deren Angehörige verleumdet oder be¬ 
leidigt werden. So wird z.B. auf Seite 231 davon 
gesprochen, daß- der Gerichtssaal einer der Kreu¬ 
zungspunkte zwischen Staatsgewalt und Öffentlich¬ 
keit ist, "an denen der Gewaltcharakter unseres 
Herrschaftssystems für Jedermann sichtbar wird", 
in dem sich ein Stück Mittelalter abspielt, in 





dem in Wahrheit "weniger Rechtsgüter als vielmehr 
Güter der Rechten" geschützt werden. Auf Seite 253 
heißt es, daß die Schwäche der Justiz "in der 
Eskalation ihres Terrors" liegt, der "Ansatz¬ 
punkte für die Entwicklung eines politischen 
Bewußtseins schafft, daß eines Tages die 
politische Strafjustiz als terroristische 
Exekutive der Herrschenden begreifen wird", 
und auf Seite 259, daß es für deutsche Staats¬ 
anwälte und Richter selbstverständlich ist, 
daß man politisches Gewissen mit Geld abkaufen 
kann. Auf Seite 282 ist von "der klassenbewußten 
Kameraderie der Richterschaft", auf Seite 2Q3 
von der "Isolationsfolter der politischen Ge¬ 
fangenen" und auf Seite 29*» davon die Rede,' 
daß politische Gefangene "in deutschen Gefängnissen 
gefoltert werden". Auf Seite 308 heißt es ferner: N 
"Und es ergibt sich damit die Frage, ob die 
Disziplinierung und Kriminalisierung mehrerer 
Kollegen das Ende der Verteidigung im politischen 
Strafprozeß überhaupt anzeigt und der Übergang 
zur KZ-Einweisung durch Verwaltungsakt vor der 
Tür steht." 

Es ist zu befürchten, daß Lesestoff mit derartig 
aufhetzenden Inhalt die naturbedingten Spannungen 
zwischen Haftanstaltspersonal und Häftlingen ver¬ 
schärft und der Angeschuldigte oder Mithäftlinge, 
denen er das Buch zugänglich macht, zu einem 
die Ordnung ln der Anstalt störenden Verhalten 
veranlaßt. 


Berlin 19, den 12. Mai 1970 
Kammergericht, U. Strafsenat 
Der Vorsitzende 
i.V. Zelle 
(Zelle) 

Richter am Kammergericht 


Ausgefertlo 
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JDER ^KINBERkAL&kIDER -ft" ViftD 
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Beschluß 

*+ . werden aus den an die beiden Angeschuldigten ge¬ 
richteten Postsendungen der"Kinderbuchladen Kreuz¬ 
berg GmbH", Berlin 61, Großbeerenstraße 28 B, 

a) Jeweils der Kinderkalender 78, 

b) die Jeweils beigefügten Schreiben des Kinder¬ 
buchladens vom 10. April 1978 

einstweilen beschlagnahmt. 

Im Übrigen wird die Aushändigung der Postsendungen, 
Jeweils mit einer Ablichtung der beigefügten Schreiben 
des Kinderbuchladens vom 10. April 1978 genehmigt. 

Gründe 

Die einstweilige Beschlagnahme ist ln entsprechender 


Anwendung des § 108 StPO anzuordnen. Denn es 
besteht der Verdacht, daß der Kinderkalender 78 
eine pornografische Schrift im Sinne des § 184 
StGB ist und daß diejenigen Personen, die die 
Schrift verfaßt haben oder unter dem Absender 
"Kinderbuchladen Kreuzberg GmbH" verantwort¬ 
licht tätig sind, gegen § 184 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 5 und 8 StGB dadurch verstoßen haben, daß 
sie das Druckwerk Kindern und Jugendlichen 
als seinem zweckbestimmten Leserkreis zugäng¬ 
lich gemacht oder zu diesem Zweck herge¬ 
stellt und vorrätig gehalten haben. 

So werden in den beiden kurzen Erzählungen 
"auf der Teppichstange" und "die Kinder 
war*ii allein zu Hause" Vorgänge, in denen 
bei Kindern sexuelle Lusterapfindungen er¬ 
regt werden, unter Verwendung gemeiner Aus¬ 
drücke wie Pissen, Arschloch, Pimmel und Möse 
so geschildert, daß die beschriebenen Kinder 



zu physiologische Reiz-Reaktionswesen oder 
zu auswechselbaren Objekten geschlechtlicher 
Begierde herabgewürdigt werden. 


Dieses Druckwerk und die Jeweils von vier 
Personen unterschriebene Begleitschreiben können 
als Beweismittel zur Untersuchung der Tat und 
zur Ermittlung der Täter in Betracht kommen. 

Die einstweilige Beschlagnahme ist daher er¬ 
forderlich, um der Staatsanwaltschaft die 
Möglichkeit zur Prüfung zu geben, ob ein Ermitt¬ 
lungsverfahren einzuleiten und gegebenenfalls 
eine Beschlagnahme der Druckwerke und Urkunden 
nach § 9^ oder 111 b StPO herbeizuführen ist. 


Berlin 19, den 12. Mai 1978 
Kammergericht, Strafsenat 
Der Vorsitzende 
i.V. Zelle 


(Zelle)’ 

Richter am Kammergericht 

Ausgefertlgt 

Mär 

Juatizang«atellt« 
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GrUnde : 


Die Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht wirft den 
Angeachuldlgten mit der Anklageschrift vom 50. Januar 1978 

vor, sich ln der Zelt vom 12. April bis zum 17. Oktober 
1977 ln wechselnder Totbeteiligung ur.d zu unterschiedlichen 
Zeiten, teilweise auch zusammen mit dem Mitange3chuldigten 
Bolklrch,* fortgesetzt und tateinheitlich handelnd der 
Unterstützung und Werbung für eir.c terroristische Ver¬ 
einigung, der vorfan3Ungsfeindlichen Befürwortung und 
Billigung von Straftaten uni der öffentlichen Aufforderung 
zu Straftaten dadurch schuldig gemocht zu hoben, daß 
sie nls Inhaber der Druckerei r AGIT-Druck" in Berlin 41, 
Ahomstraße 26, die periodische D:\Jckschrift "Info- 
Berliner undosraatischer Grippen (Info-Bug)" druckten. 

Wegen dieses Tatvorwurfr befinden sich die Angeschuldigtsn 
Foß und Weyer 3eit dem 17. Oktober 1977 und die Ange- 
schuldi gte Werthseit dem 26. Oktober 1977 in Unter¬ 
suchungshaft. 

Dio Haft ist oufrechtzuerhalten (5 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO). 

Die Angeschuldigten sind der ihnen vorgeworfenen Tat 
aufgrund der ln der Anklage der Staatsanwaltschaft bei 
dem Kamtnorgerieht vom 30. Januar 1978 bezeichnoten Be¬ 
weismittel dringend verdächtig. Den äußeren Sachverhalt 
haben sie eingeriurnt; denn sic haben in ihren mündlichen 
Vernehmungen vor dem Ermittlungsrichter und später vor 
dem Staatsanwalt zugegeben, ln den in der Anklage be- 
zeichnetcn Zeiträumen dar, "Info-Bug" gedruckt zu haben. 

Der Inhalt der in der Anklageschrift bezeichneton Ar¬ 
tikel steht fest, denn die Jeweiligen Nummern des 
"Info-Bug" liegen dem Senat vor. 

Die Angeschuldigten sind auch dringend verdächtig, vor¬ 
sätzlich gehandelt zu haben. Ihre Behauptung, sie hätten 
den Inhalt der in d$r Anklageschrift bezeichneten 




Artikel nicht gekannt, hat in den bisherigen Ermittlungen 
keine Stütze gefunden. Die Angeschuldigten sind nicht mit 
lohnabhängigen Druckern, de nur ihnen erteilte 
Weisungen auszuführen haben, vergleichbar. Sie stehen 
vielmehr einem Druckereluntemehmer gleich. Sie haben 
in eigener Verantwortung wie ein Unternehmer die 
Druckerei als ein Gewerbe betrieben. Von fremden Weisungen 
waren aie nicht abhängig. Ein lohnabhängiger Drucker wird 
in aller Regel von dem Inhalt der von ihm gedruckten 
Schriften keine Kenntnis nehmen, well der ihn nicht 
interessiert. Anders ist es aber wegen der untemehmergleichen 
Stellung der Angeschuldigten hier. Sie haben einen Druckerei¬ 
betrieb im Kollektiv geführt, das sich nach ihrem Selbst¬ 
verständnis als ein Teil einer "linken Bewegung" versteht. 

Sie* wollten den verschiedensten Linksgruppen die 
Möglichkeit der Agitation dadurch bieten, daß sie deren 
Schriften druckten. Diese Bestrebung wird auch in dem 
Firmennamen "AGIT-Druck" deutlich. Es besteht deshalb der 
dringende Verdacht, daß sie, wenn auch nur oberflächlich, 
die ihnen zum Druck übergebenen Texte zur Kenntnis nahmen, 
um zu verhindern, daß Texte gedruckt wurden, die der 
Tendenz ihres Betriebes widersprachen. Außerdem ist die 
Vertraulichkeit des Geschäftsverkehrs, wie er zwischen 
den Angeschuldigten und den Herstellern des ."Info-Bug" 
abgewickelt wurde, ein Zeichen dafür, daß sie sich unter¬ 
einander kannten und rückhaltlos vortrauten. Auch das 
spricht dafür, daß der Inhalt des Schriftwerkes ihnen 
bekannt war. Die in der Nummer 165 vorgenommenen 
SchwärzUngen konnten nur durchgeführt werden, nachdem 
das Kollektiv den entsprechenden Artikel gelesen hatte. 

Die von dem Angeschuldigten Weyer in diesem Zusammenhang 
benannten Entlasungszeugen Barckhausen und Wilmas können, 
selbst wenn sie die in ihr Wissen gestellten Tatsachen 
bekunden werden, den dringenden Verdacht, auch dieser 
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Angeschuldigte habe den Inhalt der Artikel gekannnt, 
nicht ausräumen, denn die Schwärzungen sind nur ein Indiz 
unter anderen. 

Der dringende Verdacht, daß die Angeschuldigten die 
ihnen vorgeworfene Tat vorsätzlich begangen haben, wird 
auch nicht durch die Behauptung, daß sie siöh mit dem 
Inhalt der Artikel nicht identifizierten, ausgeräumt. 

Weder der Tatbestand des 5 88 a StGB noch der des 
§ 129 a StGB verlangt, daß der Täter sich mit der Tat, 
die er befürwortet, oder mit der Vereinigung, für die 
er wirbt, identifiziert. Gleiches gilt auch für den 
Tatbestand des § 111 StGB. Ob für § 140 StGB etwas 
anderes zu gelten hat, bedarf im Rahmen dieser Haft- 
prüfung keiner Entscheidung. 

Es besteht auch Fluchtgefahr. Die Angeschuld^ten haben, 
wenn sie schuldig gesprochen werden, mit einer längeren 
Freiheitsstrafe zu rechnen. Die ihnen vorgeworfene Tat 
fällt in einen Zeitraum, in dem die terroristischen 
Gewalttaten mit der Ermordung des Gencralbundesanwaltes 
Buback und des Bankiers Ponto und mit der Entführung des 
Präsidenten der Arbeitgeberverbände Dr. Schleyer 
einen neuen Höhepunkt erreichten. Keines dieser Ereignisse 
gab ihnen Anlaß, den Druck des "Info-Bug" einzustellen. 

Sie haben sich vielmehr Uber alle Bedenken hinweggesetzt 
und diese periodische Druckschrift, die diese Taten billigt# 
und verherrlichte, und die fUr weitere ähnlich# Taten 
die Agitation betrieb, gedruckt und verbreitet. 
Terroristische Gewalttäter sind, um der Isolation zu 
entgehen, auch auf die von Gesinnungsgenossen betriebene 
Agitation im Kreis der Sympathisernten angewiesen. Diese 
notwendige Unterstützung haben auch die Angeschuldigten 
ihnen mit ihrer Druckerei gewährt. 

- 5 - 




Ihre persönlichen Lebensverhältni3se stehen der so be¬ 
gründeten Fluchtgefahr nicht entgegen. Die Angeschuldigten 
Foß und Weyer leben in Wohngemeinschaften, deren 
Zusammenhalt in aller Regel nicht so stark ist, als 
daß er Mitglieder, die sich einem schweren Tatvorwurf aus¬ 
gesetzt sehen, an der Flucht hindern könnte. Der Ange¬ 
schuldigte Weyer ist, wie er in der mündlichen Ver¬ 
handlung hat vortragen lassen, zwar verlobt. Eine solche 
Bindung kann aber ebenfalls eine Flucht nicht verhindern. 
Denn in diesem Fall würden allenfalls die persönlichen 
Begegnungen erschwert, nicht aber das Verlöbnis aufgelöst 
werden. Auch die wirtschaftlichen Bindungen der Angc- 
schuldigten Foß und Weyer würden durch eine Flucht nicht 
wesentlich beeinträchtigt werden, weil die Druckerei 
weiter betrieben wird und sie ihnen deshalb als Existenz¬ 
grundlage auch bei einer Flucht erhalten bliebe. Die 
Angeschuldigte Werth hat bisher keine eingehenden 
Äußerungen zu ihren persönlichen Lebensverhältnissen 
gemacht, so daß Bindungen, die die Fluchtgefahr nusr'iumen 
oder mindern könnten, nicht erkennbar sind. Im übrigen- 
ist bei der Fluchtgefahr auch zu berücksichtigen, daß die 
Angeschuldigten als Angehörige einer linksorientierten 
Basisgruppe, als die sie als von ihnen gegründete Druckerei 
kollektiv selbst ansehen, Uber zahlreiche politische Ge¬ 
sinnungsgenossen verfügen, die ihnen jederzeit Unter¬ 
schlupf gewähren würden. 

Bei allen drei Angeschuldigten ist die Fluchtgefahr so 
stark| daß sie durch weniger einschneidende Maßnahmen 
als den Vollzug des Haftbefehls nicht ausgeräuat werden 
kann. Der Vollzug des Haftbefehls kann deshalb nicht 
nach § 116 Abs. 1 StPO ausgesetzt werden. Der Ange¬ 
schuldigte Foß.ihat zwar eine Kaution von 10,000,— DM 
angeboten. Anders als bei dem Mitangeschuldigten Beikrich 


kann bei ihm diese Sicherheitsleistung aber nicht die 
Gewähr dafUr bieten, daß er nicht flieht. Der Tatvorwurf, 
der gegen ihn erhoben wird, ist schwerer als der gegen 
Beikirch erhobene Vorwurf. Die Beweislage .hat sich zu 
seinen Ungunsten wesentlich verändert, denn der Staats¬ 
anwalt hat in der mündlichen HaftprUfung Schriftstücke 
vorgelegt, die in den Räumen des "Info-Bug" gefunden wurden 
und nach dem Untersuchungsbericht des Schriftsachver¬ 
ständigen Koppe von 27. Januar 1973 die Schriftzüge des 
Angeschuldigten Foß tragen. Damit hat sich der auf seiner 
eigenen Einlassung beruhende Verdacht, er habe auch per¬ 
sönliche Beziehungen zur Redaktion des "Info-Bug" Unterhalter 
noch verstärkt. 


Zelle 


Franke 


Weichbrodt 




WAHREM) WEIHNACHTEN 6£FEIERT WIRD, 
S/riEN 3 DRÜCKER IM KNAST■ IHNEN W/Rp 
VOR OE WORTEN, LED/EL/CU DURCH DAS UN¬ 
ZENSIERTE DRUCKEN DER. NlC/tr VERBOTENEN 
"EEi TUN 6 , INFO BUG' „ TERROR/Sr/SCUE. 
VEREINIGUNGEN" UNTERSTÜTZT ZU HABEN. 
Durch p/e Kriminalisierung von 
Druckern und ze/tungen soll verhindert 
Werden, dass d/e Unke an piE öefent- 
UcHKEir tr/tt. 

iNTORDt/ERT EUCH/ SOUPARIS/ERT EUCH / 

SOL/PARirÄrs-KOMirsE 

1/61, MEHRiNO Damm 99 (Lapeh) 

AAONTA GS 19 — 




Baumann-Buch freigegeben und die Verleger verurteilt 

Das Buch von Bommi Baumann „Wie alles anfing" ist inzwischen nicht mehr nur ein Dokument für die Frage der 
Berechtigung eines Kampfes selbsternannter Avantgarden im Untergrund, sondern ein Dokument bundesdeut¬ 
scher Justizgeschichte geworden. Mir sind nicht weniger ah sechzehn Entscheidungen von Gerichten und Staatsan¬ 
waltschaften bekannt, die sich mit der Frage der Strafbarkeit des Textes und seiner Herausgeber. Drucker und 
Verkäufer auseinandersetzen. So haben das Amtsgericht Forchheim und das Landgericht Bamberg den Drucker 
und das Landgericht München die beiden Verleger des Buches freigesprochen.da eine Billigung von Straftaten 
nicht vorlicgc. die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Frankfurt das Verfahren gegen die Ncuhcrausgcbcr der 2. 
Auflage (380 Personen von Abendroth bis Zwerenz) aus gleichen Gründen eingestellt. Andere Gerichte haben zu¬ 
nächst die Strafbarkeit bejaht und dann spater verneint (so etwa das Landgericht Hannover), andere haben genau 
umgekehrt erst die Strafbarkeit verneint und dann spater bejaht (vgl. die Beschlüsse des Oberlandesgerichts Mün¬ 
chen vom.27.1.77 und 24.11.77). 

In diese Vcoyirrung der Justiz gegenüber einem Buch, das scheinbar widersprüchlich zum Wegwerfen der Knarre 
aufruft und dennoch alles andere als pazifistisch ist. das dem von der bürgerlichen Presse Anarchismus genannten 
Kampf des bewaffneten Untergrunds Stalinismus vorwirft und das vor allem ein Dokument für’dic Entwicklung 
eines Teils der westdeutschen Linken darstcilt. wollte der Bundesgerichtshof endlich Klarheit bringen, als er den 
Freispruch für die beiden Verleger des Trikont-Verlages aufhob und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent¬ 
scheidung an das Landgericht München zuruckverwics. 

In seiner Entscheidung vom 9.8.77 gab der BGH die Marschroute an. als er meinte, daß sich die Angeklagten auf 
„das Grundrecht der freien Berichterstattung (Art. 5 GG) nicht berufen können", daran könne auch die Tatsache 
nichts ändern, daß vielfach „Presseorgane oder andere Medien Anarchisten selbst zu Wort kommen lassen", da 
dann „in der Regel die Berichterstattung des Presseorgans, das sich nicht mit der Kundgebung identifiziert" im 
Vordergrund stehe. 

Dieser Ausspruch des BGH. der n/ch dem Gesetz nicht rechtsverbindlich für das ncucntschcidende Gericht war. 
war für die Richter der 15. Strafkammer Befehl, und so kamen sie am 1.2.78 zu dem - nur scheinbar absurden - 
Urteil, nach dem Gisela Erler und Herbert Röttgen verurteilt (je zu 1.500 DM Geldstrafe, zu der noch ca. 40.000 
DM Verfahrenskosten für alle Instanzen kommen), das Buch aber freigegcben wurde. 

Zwar folgten die Richter der Argumentation der von uns aufgebotenen Gutachter, die von verschiedenen Fach¬ 
richtungen her (Prof. Rammstedi als Soziologe. Prof. Bnglcb als Litcraturwissenschaftlcr und die Prof. vonOert- 
zen und Fetscher als Politologen) das Buch als „Dokument", „nicht gewalterzeugend" und „keineswegs friedens¬ 
störend" betrachtet hatten, meinten aber, daß die Herausgabe durch gerade die beiden angeklagtcn Herausgeber 
strafbar sei. da es diesen auf die Störung des öffentlichen Friedens angekommen sei. Zu diesem Schluß kamen die 
Münchner Richter aufgrund des in der Verhandlung verlesenen Buch-Almanachs aus dem Jahre 1975. in dem die 
Roman-Reihe des Verlages vorgcstellt wird und über die Autoren (u.a. Leila Khalcd. Sante Notarnicola. Sabate. 
Indianer aus der Indianerbewegung) gesagt wird: ....Wir identifizieren uns mit ihnen, weil sic aus zwei Gefängnis¬ 
sen ausgebrochen sind, auch wenn sie im Knast endeten: einmal aus der Gesellschaft.... dann aus dem Gefängnis 
der Begriffe..." 

Also ein Gesinnungsurteil par exccllence. was die Richter aus München von sich gaben: das Buch, das der eine 
straflos verlegen und verkaufen darf, ist bei Herausgabe durch einen linken Verlag eine Billigung von Straftaten 
und eine Störung des Öffentlichen Friedens Pressefreiheit plt nur für den. der staatstreu ist - dies ist eine Art 
.-.Vogclfreicrklärung" der linken Presse. 

Die Richtlinienfunktion eines solchen Urteils liegt auf der Hand. 

Jürgen Arnold, Recbttjnwall. München 
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Ruf 4 

•HecLt- rntf za.mm 

JAHREN GEFÄNGNIS OHNE BEWÄHRUNG VERURTEILT 

VOR einigen Wochen wurde der ehemalige Geschäftsführer der Polit- 
laden GmbH vom Landgericht Nürnberg wegen Verkauf der deutschen 
und amerikanischen Ausgabe des “Anarchist Cookbook" - sowie wegen 
Herstellung des Buches "DER KAMPF GEGEN DIE VERNICHTUNGSHAFT" ver¬ 
urteilt : zwei Jahre "ohne" für GERD SCHNEPEL. 


VORGESCHICHTE : 

Nachdem CSU-Spitzel im Buchladen in Erlangen das "Kochbuch" erwor¬ 
ben hatten,folgte im Februar 75 eine Hausdurchsuchung im Laden,im 
Verlag und in der Druckerei in Gaiganz. Zwar gab es keinerlei Hin¬ 
weise auf den Druck dieses Buches,stattdessen wurde bei dieser Ge¬ 
legenheit ein anderes Buch beschlagnahmt :"DER KAMPF GEGEN DIE VER¬ 
NICHTUNGSHAFT". Dieses Buch wurde herausgegeben und verlegt von 
den "Komitees gegen die Folter an politischen Gefangenen", ein 
Lohndruckauftrag wie jeder Andere,sollte man meinen... 

Am 20.9.77 war dann Prozessbeginn.wegen der besonderen Schwere des 
Falles gleich vor dem Land - statt Amtsgericht,was den Wegfall der 
Berufungsinstanz bedeutet. 


DER PROZESS : 

Angeklagter und Verteidigung legten dar, daß es die Funktion lin¬ 
ker Buchläden sei, der gesamten Linken unzensiertes Diskussions¬ 
und Informationsmaterial zur Verfügung zu stellen. Im Erlanger 
Buchladen wurde das durch ein Sortiment von über 5.000 Titeln er¬ 
reicht; desgleichen druckte die Druckerei Aufträge einer Vielzahl 
von Kunden, vom Trikont-Verlag bis zur Freiwilligen Feuerwehr Gai¬ 
ganz. Weder könnten sich Drucker und Verkäufer mit dem Inhalt all 
dessen gleichzeitig identifizieren, noch sei die Erwartung berech¬ 
tigt, daß sie alle Schriften zuvor lesen, auf eventuelle Strafbar¬ 
keit überprüfen und dann zur Zensur schreiten. 

Außerdem sei die Strafbarkeit sowieso nicht ersichtlich, da das 
"Kochbuch" Gedanken, Ideologie und Praxisvorstellungen einer be¬ 
stimmten amerikanischen Scene dokumentiert; dem Erscheinungszweck 
könne.man nicht dadurch genügen, daß man das weglasse, was doku¬ 
mentiert werden soll. Das zweite Buch ist eine Sammlung von Ge¬ 
richt sverfügungen, Redebeiträgen von RAF-Gefangenen, Gutachten zum 
Beweis der These, daß Isolationshaft benutzt wird und als Folter 
bezeichnet werden kann. Das Buch ist also eindeutig eine Dokumen¬ 
tation, in der selbstverständlich auch die Einschätzungen der RAF 
zu ihren Haftbedingungen und den staatlichen Maßnahmen gegen die 
RAF nicht fehlen dürfen. 

Zum dritten wies der Verteidiger daraufhin, daß die einzelnen Ab¬ 
teilungen des Politladen autonom, arbeiteten, mithin der Nachweis 
des persönlichen Tatbeitrages nicht geführt werden könne (was 
früher ja Voraussetzung jeder Strafe war...). In der Tat hat Gerd 
Schnepel auch das Kochbuch weder beschafft noch verkauft und das 
"Vemichtungshaft-Buch" nicht gedruckt geschweige denn herausgege¬ 
ben. Was soll's; Der Staatsanwalt beantragte anderthalb Jahre, da 
diese Bücher Ursache seien für die bedauerlichen Vorfälle der 
letzten Zeit. 
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